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Die Kommission ist beschlussfähig. 
Der zweite stellvertretende Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die anwesenden Kommissions-
mitglieder, stellt Herrn Timo Kranz als neues Kommissionsmitglied für den Bezirk Hamburg-Nord vor 
und begrüßt die Gäste. 

Die FLSB erklärt, dass nunmehr aus Datenschutzgründen auf der Anwesenheitsliste (Abrechnungslis-
te) mit der Unterschrift gleichzeitig die Einverständniserklärung zur Weitergabe des Namens und der 
entsendenden Institution an Dritte sowie der Veröffentlichung im Sitzungsprotokoll abgegeben würde. 
Ein Widerspruch müsse auf der Anwesenheitsliste kenntlich gemacht werden.  

Der zweite stellvertretende Vorsitzende erläutert, dass der erste stellvertretende Vorsitzende vom Amt 
zurückgetreten ist und übernimmt den Vorsitz. Er erfragt Änderungswünsche zur Tagesordnung, wo-
raufhin ein Vertreter der BVF um Verschiebung der Tagesordnungspunkte 7 und 12 auf die nächste 
Sitzung bittet. Die Kommission stimmt zu.  

TOP 1 
Stellungnahmen zu Beschlüssen 
1.1 Beschluss zu TOP 2 und 3 der 228. FLSK-Sitzung - Vorschlag zur Optimierung der Ver-

spätungsregelung (FLSK-Drs. 17/17) 

Im vergangenen Jahr hat sich die FLSK zur Verbesserung der Verspätungsregelung beraten und da-
bei einen Vorschlag für eine geänderte Verspätungsregelung erarbeitet. Der Vertreter der BWVI ver-
liest den Änderungswunsch der FLSK aus der 228. FLSK-Sitzung:  
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Für Landungen im planmäßigen Fluglinien- und regelmäßigen Pauschalreiseverkehr, deren 
planmäßige Ankunftszeit vor 2200 (2100) liegt, sind Landungen bei nachweisbar unvermeidba-
ren Verspätungen bis 2230 (2130) zulässig. Die Gründe für die einzelnen Verspätungen der 
Flüge nach 2200 (2100) sind der Fluglärmschutzbeauftragten von den Luftfahrtunternehmen 
spätestens am fünften auf die Verspätung folgenden Werktag schriftlich darzulegen und 
glaubhaft zu machen. 

Der Vertreter der BWVI entschuldigt sich für die späte Stellungnahme und begründet dies damit, dass 
zuvor die Beratung in der Bürgerschaft zu diesem Thema abgewartet werden sollte.  

Der Vertreter der BWVI erklärt, die Betriebsgenehmigung des Hamburg Airport sehe vor, dass dieser 
ganztägig betriebsbereit sein müsse. Für Hamburg gälten jedoch Betriebsbeschränkungen. Planmä-
ßiger Betrieb sei von 6:00 Uhr bis 23:00 Uhr erlaubt. Für die Zeit von 23:00 bis 24:00 Uhr enthalte die 
Betriebsgenehmigung die sog. Verspätungsregelung. Weitere Ausnahmen könne die FLSB in Einzel-
fällen erteilen. Demnach sei zu prüfen gewesen, ob die bestehende Betriebsgenehmigung durch Än-
derung der Verspätungsregelung nach Ziffer 1.3.2 des Luftfahrthandbuches eingeschränkt werden 
könne. Die Änderung der Betriebsgenehmigung könne zum einen durch den Inhaber beantragt und 
zum anderen von Amts wegen herbeigeführt werden. Ein Antrag von Seiten der Flughafen Hamburg 
GmbH (FHG) liege nicht vor, sodass zu prüfen wäre, wann eine Einschränkung der Betriebsgenehmi-
gung von Amts wegen möglich sei. Die Betriebseinschränkung von Amts wegen bedürfe einer sorgfäl-
tigen Prüfung, da sonst mit einer erfolgreichen Klage der FHG zu rechnen wäre.  
Um die Betriebsgenehmigung einzuschränken, müssten die verwaltungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Rücknahme oder Widerruf vorliegen. Bei der Prüfung habe sich herausgestellt, dass weder 
eine Rücknahme noch ein Widerruf der Betriebsgenehmigung in Frage komme. Eine (teilweise) Rück-
nahme in Bezug auf die Verspätungsregelung setze voraus, dass die Regelung der Betriebs- und 
Verspätungszeiten im Zeitpunkt ihrer Erteilung rechtswidrig gewesen sei. Hinsichtlich der Rücknahme 
ergebe sich, dass bereits bei der ursprünglichen Betriebsgenehmigung der Schutz vor Fluglärm in 
sachgerechter Weise betrachtet worden sei. Eine angemessene Berücksichtigung bestünde, da die 
Verspätungsregelung jedenfalls dazu führe, dass das Fluglärmniveau in der schutzwürdigen Nachtzeit 
absinke. Insoweit könne außerdem auf die Stellungnahme der BWVI in der Sitzung der FLSK vom 
Februar 2017 verwiesen werden. Ein Widerruf setze voraus, dass die Voraussetzung für die Ver-
spätungsregelung nachträglich nicht entfallen sei.  Auch das habe die Genehmigungsbehörde genau 
geprüft. Dabei sei unter anderem festzustellen gewesen, dass der gelegentlich erhobene Vorwurf 
nicht zutreffe, dass der Nachtflugbetrieb die Gesundheit so beeinträchtige, dass eine Grundrechtsver-
letzung vorliege. In der Rechtsprechung werde zur Einschätzung, ob eine Gesundheitsbeeinträchti-
gung zur Nachtzeit vorliege, die Lärmsituation im Inneren eines Gebäudes zugrunde gelegt. Die Maß-
nahmen des passiven Schallschutzes nach dem Fluglärmgesetz führten dazu, dass keine Grund-
rechtsverletzung vorläge, so der Vertreter der BWVI. Damit bestehe keine rechtliche Möglichkeit die 
Verspätungsregelung von Amts wegen zu widerrufen.  
Der Vertreter der BWVI betonte, dass es dem Senat nichtsdestotrotz darum gehe, andere Mittel ein-
zusetzen, um den Fluglärm und die Zahl der Verspätungen zu senken. Dazu zählten z.B. die Maß-
nahmen des 16-Punkte-Plans. Auch die Handlungsempfehlungen, die die Bürgerschaft aufgrund ihrer 
Befassung mit der Volkspetition vorgeschlagen habe, würden genau geprüft. Außerdem habe auch 
der Luftverkehrsgipfel vom 5. Oktober 2018 gezeigt, dass der Senat sich dafür einsetze, die nicht auf 
Hamburg beschränkte Problemlage zu bereinigen. 

Ein Vertreter der BVF erwidert dagegen, dass der Widerruf das Mittel der Wahl sein müsse. Es könne 
nicht nur der Innenraumpegel betrachtet werden, wenn es rechtstatsächlich bei einer Ausnutzung der 
Verspätungsregelung bliebe. Er bitte die FLSK weiterhin die missbräuchliche Nutzung der Ver-
spätungsregelung kritisch zu verfolgen.  

Ein weiterer Vertreter der BVF weist darauf hin, dass die Schutzbestimmungen bereits im Planfeststel-
lungsbeschluss (PFB) enthalten seien und fragt, was noch bliebe, wenn keine Änderung der Betriebs-
genehmigung erwirkt werden könne. Der Vertreter der BWVI erklärt, dass der PFB keine bestimmten 
Lärmminderungsmaßnahmen festgeschrieben habe. Die Möglichkeiten, die bestünden, wie die Maß-
nahmen der BUE und der personelle Zuwachs bei der Flugsicherung, müssten ausgeschöpft werden. 
Er macht deutlich, dass es auch aus seiner Sicht das gemeinsame Ziel und den Wunsch gebe, die 
Verspätungen nach 23:00 Uhr wieder merklich zu reduzieren.  

Der Vorsitzende bittet den Vertreter der BWVI die Ausführungen als Drucksache dem Protokoll beizu-
fügen (vgl. FLSK-Drs. 03/19).

Die Kommission nimmt Kenntnis. 
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Einschub: 
Der Vertreter der FHG berichtet, dass es im Oktober 2018 einen Wirbelschleppschaden in Langen-
horn gegeben habe. Dieser sei bei einem geöffneten und dabei nicht verriegelten Dachfenster ent-
standen. Die FHG habe den Wirbelschleppschaden unverzüglich beseitigt.  

TOP 2 
Begründung der Ablehnung des FLSK-Beschlusses der 228. Sitzung vom 01.12.2017 zur Neurege-
lung der Nachtflugbeschränkung am „Helmut Schmidt-Airport“ durch die BWVI gemäß § 32b (3) Luft-
verkehrsgesetz, umgesetzt in § 7 (4) der Geschäftsordnung 
Ein Vertreter der BVF nimmt auf den unter TOP 1 verlesenen Änderungswunsch der geltenden Ver-
spätungsregelung Bezug. Er richtet an die BWVI die Frage, warum der Änderungswunsch nicht um-
gesetzt werden könne. Die FLSB betont, dass diese Frage bereits unter TOP 1 von dem Vertreter der 
BWVI beantwortet worden sei. Zudem hätte dieser soeben zugesagt, das Prüfungsergebnis als 
Drucksache dem Protokoll beizufügen. Der Vertreter der BVF erwiderte, dass es um die Verhältnis-
mäßigkeit ginge. Nach seinen Auswertungen wären von der Änderung nur 0,3 % der Flugbewegungen 
betroffen gewesen. Der Vertreter der BWVI äußert, dass es auf die Zahl der betroffenen Flüge bei der 
Prüfung nicht ankomme, da diese rechtlich keine unmittelbare Rolle spiele. Die Ausführungen zu TOP 
1 hielte er nicht für ergänzungsbedürftig. Ein weiterer Vertreter der BVF bittet darum, dass der Ermes-
sens- und Beurteilungsspielraum zur Prüfung der Änderung der Betriebsgenehmigung aus der Druck-
sache der BWVI ersichtlich sein solle.  

Die Kommission nimmt Kenntnis. 

TOP 3 
Verspätungen 
Die FLSB beginnt mit einem Überblick über die Verspätungssituation im Jahr 2018 (vgl. FLSK-Drs. 
43/18). Bis zum Stichtag (28.11.2018) habe es 1.124 nächtliche Verspätungen zwischen 23 Uhr und 
24 Uhr gegeben. Damit läge die Zahl aus 2018 bereits über der Jahreszahl 2017 (1.038). Eine Häu-
fung der Fälle sei vor allem im ersten und zweiten Quartal 2018 zu beobachten, dessen Zahlen deut-
lich über denen des Vorjahres lägen. Die Verspätungen im Herbst 2018 hingegen seien bisher ähnlich 
zu denen im Vorjahr. Die FLSB erklärt, dass es schon seit Jahren zum Zuwachs der Verspätungen 
käme (vgl. FLSK-Drs. 43/18, S. 4). Auf dem kürzlich in Hamburg stattfindenden Luftverkehrsgipfel sei 
auch die Verspätungsproblematik thematisiert worden. Es hätte sich herausgestellt, dass deutsch-
landweit erhebliche Verspätungen auftreten würden. Dafür gebe es unterschiedliche Ursachen: mehr 
Luftverkehr, Probleme bei der Luftverkehrsgesellschaft oder Luftsicherheit, dem Flughafen und Witte-
rungsbedingungen, so die FLSB. Den Zuwachs des Luftverkehrs in Europa bekräftigt sie mit einer 
Auswertung von EUROCONTROL (vgl. FLSK-Drs. 43/18, S. 10). Anhand der zeitlichen Verteilung 
der Verspätung lasse sich für den Hamburg Airport sagen, dass etwa 70 % der Verspätungen in der 
Zeit von 23:00 Uhr und 23:30 Uhr anfielen (vgl. FLSK-Drs. 43/18, S. 5). Damit gebe es einen heraus-
ragenden Bedarf für eine Regelung dieses Zeitraumes. Die FLSB bedauere, dass die Änderung der 
Verspätungsregelung dahingehend im Moment nicht möglich wäre. Sie betont, dass sie weiterhin mit 
Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen vermeidbare Verspätungen vorgehen würde. Die Zahl der ver-
späteten Starts habe sich erheblich gesteigert. Wohingegen in der Vergangenheit etwa 50 Starts nach 
23:00 Uhr pro Jahr anfielen, seien bis zum Stichtag bereits 232 verspätete Starts durchgeführt worden 
(vgl. FLSK-Drs. 43/18, S. 8). Die FLSB führt an, dass die mit dem „Gemeinsamen Verständnis der 
Anwendung der sog. Verspätungsregelung am Hamburg Airport“ geschaffenen Kriterien zur Annahme 
von Planungsfehlern im Jahr 2018 keine Airline eine Verspätungsquote von 30 % auf einer Flugver-
bindung in vier aufeinander folgenden Monaten (vorrangig bei an vier Tagen pro Woche stattfinden-
den Verbindungen) erreicht habe. Die bestehende Quotenregelung könne zu einfach mit Flugstrei-
chungen in nur einem Monat umgangen werden und habe damit nicht den gewünschten Effekt, so die 
FLSB. Die FLSB berichtet in diesem Zusammenhang auch über das Bürgerschaftliche Ersuchen zum 
Thema Fluglärm (21-Punkte-Plan), welches am 26.09.2018 von der Bürgerschaft verabschiedet wurde 
(vgl. FLSK-Drs. 43/18, S. 12). Ein Punkt sei, dass die Luftverkehrsgesellschaft, dessen Flugverbin-
dung bei einer Verspätungsquote von 25 % innerhalb eines Monats bei mindestens 3 Flügen pro Wo-
che liegt, ab dem 01.01.2019 um steuernde Gegenmaßnahmen gebeten werden würden. Würde das 
Kriterium weiterhin nicht eingehalten werden, behielte sich die FLSB vor, Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren einzuleiten. Die FLSB habe bereits die Luftverkehrsgesellschaften, deren Flüge zum jetzigen Zeit-
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punkt von der neuen Regelung betroffen wären, angeschrieben und um Beachtung in der Sommer-
flugplanung 2019 gebeten. Die FLSB schlägt vor, die Rückmeldungen der Luftverkehrsgesellschaften 
auszuwerten und die Ergebnisse sodann in der nächsten FLSK vorzutragen.      

In der anschließenden Diskussion wird von mehreren Kommissionsmitgliedern dargestellt, dass der 
Druck aus der Bevölkerung und die Gesundheitsbeeinträchtigungen weiter wachsen würden. Zudem 
sinke die Toleranz, da die Bürgerinnen und Bürger keine Vorstellung über die bereits ergriffenen 
Maßnahmen hätten und auch keinen Erfolg sehen würden. Es sei schwierig ein Verständnis zu errei-
chen, dass diverse Maßnahmen ergriffen werden, diese aber nicht den gewünschten Effekt erzielen. 
Ein Vertreter aus Quickborn weist darauf hin, dass es an der Zeit sei, dass die FHH als Eigentümerin 
aktiv werde und mit dem Miteigentümer das Gespräch suche, um Lösungen zu finden.  

Der Vertreter der FHG betont, dass im Winterflugplan 16 % weniger Flüge zwischen 22:00 und 23:00 
Uhr geplant seien. Im Vergleich zum Vorjahr seien im November 2018 bereits 30 % weniger Ver-
spätungen entstanden. Er ergänzt weiter, dass die aktuelle Verspätungssituation im gesamten euro-
päischen Streckennetz vorläge und die Problematik nicht nur in Hamburg bestünde und gelöst werden 
könne.  

Eine Vertreterin einer Luftverkehrsgesellschaft bestärkt die Aussage der FHG, dass im Winterflugplan 
16 % weniger Flüge geplant seien und betont dabei, dass es diese Anpassung in den Vorjahren noch 
nicht gegeben habe. Es bliebe abzuwarten, wie sich die Reduzierung weiter auswirke.  

Ein Vertreter der BVF fügt hinzu, dass es sich nach seinen Auswertungen bei den 50 häufigsten Ver-
spätungen, mit Ausnahme von 2 Flugverbindungen, um Kurzstreckenflüge handele. Er stellt der FLSB 
die Frage, ob die Senatskennzahl von 550 verspäteten Starts und Landungen nach 23.00 Uhr im Jahr 
2019 eingehalten werden würde und welche Maßnahme ansonsten den gewünschten Erfolg bringen 
solle. Die bisher ergriffenen Maßnahmen und Punkte-Pläne hätten offenbar keine Verbesserung der 
Situation gebracht.  

Bei der Jahreskennzahl von 550 verspäteten Starts und Landungen nach 23.00 Uhr handele es sich 
um eine Fachkennzahl der Behörde für Umwelt und Energie (BUE), so die FLSB. Sie weist darauf hin, 
dass diese Fachkennzahl nicht vom gesamten Senat akzeptiert sei.  

Ein Vertreter der BSW erfragt, ob für den Sommerflugplan 2019 ähnliche Reduzierungen vorgesehen 
seien. Der Vertreter der FHG erwidert, dass diese noch keine Sommerflugpläne von den Luftver-
kehrsgesellschaften erhalten habe, sodass er zu diesem Zeitpunkt noch keine Aussage dazu treffen 
könne. Er betont, dass die Reduzierung eine gute Grundlage sei. Der Vorsitzende spricht sich dafür 
aus, dass die Reduzierung der planmäßigen Flugbewegungen zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr im 
Sommerflugplan 2019 auf der nächsten FLSK –Sitzung ein Tagesordnungspunkt sein solle.   

Die Kommission nimmt Kenntnis. 

Einschub: 
Ein Vertreter der BVF bittet darum über die Ausbreitung passiver Schallschutzmaßnahmen bereits an 
dieser Stelle berichtet zu bekommen, wenn nicht sicher sei, dass der TOP 14 noch besprochen wür-
de. Der Vorsitzende bestätigte, dass der TOP 14 noch besprochen werden solle. 

TOP 4 
Aufstellung des Lärmaktionsplans Hamburg 2018 
Die FLSB berichtet über die Aufstellung des Lärmaktionsplanes 2018. Der letzte LAP stamme aus 
dem Jahr 2013. Alle fünf Jahre würde der Lärmaktionsplan (LAP) fortgeschrieben werden, sodass 
dieser derzeit nach den Vorgaben der Umgebungslärmrichtlinie überarbeitet würde. Dabei würden der 
Straßenlärm, der Schienenlärm und Fluglärm betrachtet. Untersuchungen zur Belästigungswirkung 
von Lärm hätten ergeben, dass die Belästigungswirkung von Fluglärm deutlich über der der anderen 
Verkehrsträger läge. 
Die im Frühjahr 2018 durchgeführte Öffentlichkeitsbeteiligung zur Aufstellung des LAP hätte eine hohe 
Beteiligung erfahren. Nach Auswertung der Öffentlichkeitsbeteiligung und der daraus folgenden ab-
schließenden Aufstellung des Entwurfes zum LAP würde dieser 4 Wochen öffentlich ausgelegt wer-
den. Auch eine Beteiligung im Internet sei in diesem Stadium des LAP vorgesehen, sodass davon 
ausgegangen würde, dass nunmehr noch mehr Bürgerbeteiligung erreicht werden könne. Neben akti-
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ven und passiven Maßnahmen zur Reduzierung von Fluglärm sowie regulatorische Maßnahmen, die 
Anreize für eine Verminderung des nächtlichen Fluglärms setzen, enthielte der LAP auch Maßnah-
men, die die Kommunikation mit den Betroffenen verbessern solle um eine höhere Akzeptanz bei den 
Betroffenen herbeizuführen (zu den Betroffenenzahlen siehe: https://www.hamburg.de/laermkarten/). 

Ein weiterer Vertreter der BVF schlägt vor, dass bei dem passiven Schallschutz auch die technischen 
Neuerungen beachtet werden sollten. So gäbe es die Möglichkeit anstatt Lüfter einzubauen auf sen-
sorgesteuerte Fenster zurückzugreifen, die sich bei Erreichen eines festgelegten  Pegels selbststän-
dig öffnen und schließen würden. Die FLSB äußert dazu, dass es auf der Tagung der Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Flughäfen (ADF) einen Bericht aus Zürich zu den zeit- und sensorgesteuerten Fens-
tern gegeben habe. Das geplante städtische Förderprogramm zu passivem Schallschutz solle auch 
diese technischen Neuerungen betrachten. Der Vertreter der FHG berichtet darüber, dass mit dem 
derzeitigen freiwilligen Lärmschutzprogramm 8++ für die Stadt Norderstedt bereits die Möglichkeit 
geschaffen sei, die Installation eines elektrischen Fensterschließsystems zum automatischen Öffnen 
und Schließen der Fenster nach einer Zeitschaltuhr vornehmen zu lassen. 

Die Kommission nimmt Kenntnis. 

TOP 5 
Bahnbenutzungsregelung (FLSK-Drs. 22/18 und FLSK-Drs. 39/18) 

Ein Vertreter der BVF hält einen Vortrag hinsichtlich der bestehenden Bahnbenutzungsregeln (BBR) 
am Hamburg Airport nach den Ziffern 2.1, 2.2 und 2.3 des Luftfahrthandbuches und deren Einhaltung 
(vgl. FLSK-Drs. 44/18) und stellt dar, dass die BBR zu einem stark unterschiedlichen Ausmaß in der 
täglichen Flugpraxis Beachtung finden würden. Nach Ziffer 2.1 sollten die Starts Richtung Norden 
erfolgen. Eine konsequente Einhaltung habe er für das Jahr 2017 nur für 85 Betriebstage (BT) ermit-
teln können. Im Gegensatz dazu sei an 283 BT die südliche Piste nicht verwendet worden. Damit fän-
de die Ziffer 2.2 weit überwiegend Beachtung. Er stellt zudem dar, dass nach seinen Auswertungen 
die Einhaltungsquote der Ziffer 2.3 minimal sei, im gesamten Jahr 2017 lediglich in einer einzigen 
Nacht. 

Vom vortragenden Vertreter der BVF werden zwei Beschlussvorschläge zu den bestehenden BBR 
unterbreitet (vgl. FLSK-Drs. 39/18, S.3). Diese sehen die strikte Einhaltung aller BBR oder die kom-
plette Streichung der BBR vor. Hierzu verweist er auch auf die entsprechende Beschlusslage der 155. 
FLSK-Sitzung (TOP 5) sowie 188. FLSK-Sitzung (TOP 3). 

In der sich anschließenden Diskussion spricht sich der Vertreter aus Quickborn gegen eine strikte 
Einhaltung der BBR aus, da der Norden seiner Ansicht nach erheblich benachteiligt werden würde. 
Ein weiterer Vertreter der BVF unterstütze dagegen den Gedanken hochverdichtete und weniger be-
siedelte Gebiete bei der Pistenwahl einzubeziehen, so wie es die bestehenden BBR vorsähen. Ein 
Vertreter aus Hasloh berichtet über die Vielzahl an Flugbewegungen pro Jahr über Nordwesten. Wür-
den die BBR ohne Ausnahme eingehalten werden, würde dies seiner Ansicht nach dazu führen, dass 
mit einer erheblichen Steigerung an Flugbewegungen über Quickborn, Norderstedt und Hasloh zu 
rechnen wäre. Dies sei nicht tolerabel. Ein Vertreter der BVF entgegnet, dass es seiner Meinung nach 
zu einer Reduzierung der Flugbewegungen käme, da der Koordinationseckwert, d.h. die Anzahl an 
Starts und Landungen pro Stunde von derzeit 48 bei konsequenter Regelbeachtung auf ca. 10 – 15 
Starts und Landungen pro Stunde reduziert werden müsste. Der Vertreter aus Eimsbüttel bekräftigt, 
dass die BBR eindeutig formuliert seien. Die Bevölkerung daher kein Verständnis dafür habe, wenn 
Regeln aufgestellt werden und diese nicht erkennbar verfolgt würden. Seines Erachtens sollten sich 
Juristen über die Rechtsauffassung weiter beraten. Es wird von verschiedenen FLSK-Mitgliedern ein-
gebracht, dass bereits Klage hinsichtlich der BBR eingereicht worden sei. Die Kommission spricht sich 
dafür aus, die gerichtliche Entscheidung abzuwarten und das Thema zur Einhaltung der BBR bis nach 
der Gerichtsentscheidung zu vertagen. 

 5.1 Ziffer 2.3. Bahnbenutzungsregeln vs. Ziffern 2.3.2. (gemeint ist 1.3.2) und 1.4. der 
Nachtflugbeschränkungen (FLSK-Drs. 23/18) 

Ein Vertreter der BVF berichtet darüber, dass zu beobachten sei, dass bei spät landenden Flugzeu-
gen vermehrt pilot request gestellt werden. Dies führe dazu, dass nicht die vorgesehene Landepiste 
15 gemäß den BBR nach Ziffer 2.3 gewählt werde, sondern eine Landebahn, die eine Landung vor 
Erreichen der Betriebsbeschränkungszeiten ermögliche (z.B. RWY 05). Der Vertreter der BVF macht 
folgenden Beschlussvorschlag: 
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Die FLSK fordert die Deutsche Flugsicherung auf, nach 22:00 Uhr lcl. anfliegende Luftfahrzeu-
ge nach Maßgabe von Ziffer 2.3 BBR zu führen, unabhängig davon, ob das zu einer Überschrei-
tung der Nachtflugbeschränkungen gemäß deren Ziffer 1.2.3. bzw. 4.1. führt oder nicht. 
 
Der Antrag wird mit 6 Dafür-Stimmen und 10 Gegenstimmen mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
 
TOP 6 
Diskussion zu den Stellungnahmen der norddt. Landesluftfahrtbehörden zum Entwurf des FluLärmG 
(FLSK-Drs. 24/18), der BVF (FLSK-Drs. 25/18) und der BUE (FLSK-Drs. 26/18) 
Der Vorsitzende erklärt, dass aufgrund der weitreichenden Tagesordnung von einem Vortrag der stel-
lungnehmenden Parteien abgesehen werde. Die Stellungnahmen hätten jedem Kommissionsmitglied 
vorgelegen, sodass nunmehr Raum für Wortmeldungen sei. 
 
Ein Vertreter der BVF wies darauf hin, dass die gemeinsame Stellungnahme der norddt. Landesluft-
fahrtbehörden (vgl. FLSK-Drs. 24/18) Fragen aufwerfe. Beispielsweise seien weitere Lärmminde-
rungsfortschritte an Fluggeräten nicht mehr zu erwarten. Mit der Stellungnahme würde zudem deutlich 
werden, dass der Luftverkehr entgegen dem Schutz der Bevölkerung bevorzugt würde.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass kein weiterer Diskussionsbedarf besteht. 
Die Kommission nimmt Kenntnis. 
 
 
 
TOP 8  
Rahmen und weitere Vorgehensweise hinsichtlich der Wahl des Vorsitzes der FLSK 
Der Vorsitzende berichtet, dass es derzeit keinen Kandidaten für den 1.Vorsitz gebe. Bisher sei der 1. 
Vorsitz von Hamburg belegt worden. Der stellvertretende Vorsitz sei von Schleswig-Holstein gestellt 
worden, der 2. stellvertretende Vorsitz von der BVF.  
 
Der stellvertretende Bezirksamtsleiter Hamburg-Nord bekräftigt, dass der Bezirk weiterhin den 1. Vor-
sitz stellen wolle und gerne dazu bereit sei.  
 
Ein Vertreter der BVF betont, dass er einen Interessenkonflikt zwischen der Ausübung der BA-
Leitung, dem Vorsitz in der FLSK und der Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat der FHG sehe. Daraufhin 
entgegnet der Vertreter des Bezirks Hamburg-Nord, dass seiner Ansicht nach in der Vergangenheit 
kein Interessenkonflikt bestanden hätte und damit auch weiterhin nicht zu rechnen sei. Der neue/die 
neue Bezirksamtsleiter/in solle weiterhin Teil des Aufsichtsrats der FHG sein. Ein weiterer Vertreter 
der BVF bekräftigt, dass sich der langjährige 1. Vorsitzende aus Hamburg-Nord schnell eingearbeitet 
hätte und einen großen Sachverstand einbrachte. Er stelle sich die Frage, warum von dem bisherigen 
Verfahren abgewichen werden solle. Der Vertreter der BWVI äußert, dass nicht unterstellt werden 
könne, dass ein Interessenkonflikt entstehe, wenn der 1.Vorsitz der FLSK gleichzeitig im Aufsichtsrat 
der FHG sitze. Es könne auch eine Chance darstellen, da die Interessen der FLSK so im Aufsichtsrat 
vertreten werden können. Die FLSB ergänzt, dass in der Geschäftsordnung nicht festgelegt sei, dass 
der Vorsitz von Hamburg-Nord ausgeführt werden müsse. Auch bei den vergangenen „FLSK vor Ort“ 
seien von der Bevölkerung die Vorwürfe des Interessenkonflikts angesprochen worden. Daher plädiert 
sie dafür das Thema des Vorsitzes der FLSK offen zu diskutieren. In der weiteren Diskussion stellt 
sich heraus, dass die Mehrheit der FLSK für eine Wahl des 1. Vorsitzes mit Kandidaturen plädiert. Der 
Vorsitzende schlägt vor, dass bis zur nächsten FLSK-Sitzung Hamburg für den 1. Vorsitz und Schles-
wig-Holstein für den 1. Stellvertreter Kandidaten benennen sollen. 
 
Die Kommission nimmt Kenntnis. 
 
 
 
TOP 9  
FLSK vor Ort – weitere Planungen 
Die FLSB trägt vor, dass es für die Veranstaltung „FLSK vor Ort“ eine aktuelle Anfrage aus Quickborn 
gäbe. Eine Terminfestlegung sei noch nicht geschehen, die Veranstaltung sei aber ab dem 
20.03.2019 möglich. Im Herbst 2019 sei dann eine Veranstaltung in Langenhorn angedacht. Der Vor-
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sitzende ergänzt, dass es auch in Norderstedt und Stellingen eine „FLSK vor Ort“ geben solle. Weiter 
wurde von einem Vertreter der BVF der Stadtteil Niendorf aufgeführt.  

Die Kommission nimmt Kenntnis. 

TOP 10 
Protokollführung (FLSK-Drs. 40/18) 
Ein Vertreter der BVF äußert, dass er gegen die auf der 212. FLSK-Sitzung vom 04.04.2014 unter 
TOP 8 beschlossene elektronische Protokollabstimmung im Umlaufverfahren sei. Dem FLSK-
Vorsitzenden dürfe es nicht alleine obliegen Änderungswünsche zu genehmigen oder abzulehnen. Die 
Abstimmungsweise sei intransparent. Daher stelle er den nachfolgenden Antrag: 

Rücknahme des Beschlusses der 212. FLSK-Sitzung zur Vorgehensweise bei der Protokollfüh-
rung. 

Es schließt sich eine ausführliche Diskussion an. Zum einen wird hervorgebracht, dass es ein norma-
les Prozedere sei das Protokoll zu Beginn einer jeden Sitzung zu beschließen. Zum anderen wird auf 
den Wunsch der schnellen Verfügbarkeit im Internet eingegangen, die bei einer Beschlussfassung auf 
der nächsten Sitzung erst 3-4 Monate später gewährleistet werden könne. Die FLSB schlägt vor, dass 
es bei unstrittigen Protokollen dabei bleiben solle die Protokollabstimmung im Umlaufverfahren durch-
zuführen. Ein Vertreter von Hamburg-Nord ergänzt, dass in strittigen Fällen ein Änderungsantrag ge-
stellt werden könne und die Änderung sodann auf der nächsten FLSK-Sitzung abgestimmt würde. Der 
Vorsitzende stellt dieses Diskussionsergebnis zur Abstimmung: 

Der Vorschlag wird mit 12 Dafür-Stimmen, 3 Gegenstimmen und 5 Enthaltungen angenommen. 

TOP 11 
Information zum Shuttlebusgate (Bauzeit, Bestandszeit, Genehmigungsverfahren) durch die FHG und 
BWVI 
Der Vertreter der FHG berichtet, dass auf dem Vorfeld 2 ein Shuttlebusgate errichtet werde. Das Shut-
tle Gate solle 15 Jahre genutzt werden, um u.a. entfallende Positionen während der Umbaumaßnah-
men auf dem Vorfeld 1 abzufedern.  
Der Vertreter der BWVI ergänzt, dass bereits im Planfeststellungsbeschluss (PFB) von 1998 das Sa-
tellitengebäude auf dem Vorfeld 2 genehmigt worden sei. Abweichend vom PFB 1998 solle es jedoch 
keine Fluggastbrücken geben, sondern ebenerdige sog. Walk-In/Walk-Out-Gates. Zudem wolle die 
FHG auf das damals angedachte unterirdische Personentransportsystem verzichten und stattdessen 
würde das Abfertigungsgebäude mit Bussen im Shuttledienst angefahren werden. Die FHG habe da-
her eine Plangenehmigung beantragen müssen, die den PFB von 1998 ändere. Wie es bereits im 
PFB von 1998 vorgeschrieben sei, habe zudem der Bezirk Hamburg-Nord auf Antrag der FHG eine 
Baugenehmigung erlassen müssen, um Details der Bauausführung zu regeln. Die Baugenehmigung 
sei auf 15 Jahre befristet. Ein Vertreter der BVF fordert die Antragsunterlagen aus 1998, die Ände-
rungsgenehmigungen, die Plan- sowie Baugenehmigungen zu Protokoll zu geben. Die FLSK könne 
ohne diese Dokumente keine inhaltliche Debatte dazu führen. Ein weiterer Vertreter der BVF ergänzt 
dazu, dass eine Zeichnung des baulichen Vorhabens wünschenswert wäre. Der Vertreter der BWVI 
äußert, dass die von der BVF geforderten Unterlagen ca. 25 Ordner umfassen würden. Der Vertreter 
der FHG und der Vertreter der BWVI sagen zu, dass sie gerne aussagekräftige Unterlagen zur Verfü-
gung stellen würden (vgl. FLSK-Drs. 45/18). Die Vertreterin der Stadt Norderstedt bekräftigt, dass die 
Bebilderung des Vorhabens die Vorstellungskraft unterstütze, die Vorlage der Genehmigungsunterla-
gen erachte sie hingegen nicht als notwendig, da sie keinen Bezug zum Fluglärm sähe. Ein Vertreter 
der BVF weist darauf hin, dass die bauliche Änderung zu Passagierzuwachs und der Verstärkung von 
Fluglärm führe. Der Vertreter der FHG führte aus, mit dem Bau der Shuttle Gates sei keine Kapazi-
tätserweiterung des Flughafens und damit auch keine Lärmzunahme verbunden. Das Vorfeld 2 könne 
im Übrigen auch jetzt schon in großem Umfang für die Passagierabfertigung genutzt werden. Für die 
Busse sei ein führerhausloses Fahren vorgesehen und es bestehe auch bereits ein Zuwendungsbe-
schluss für die Elektromobilität. 

Die Kommission nimmt Kenntnis. 
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TOP 13 
Bericht von der ADF-Tagung im November 2018 in Berlin 
Die FLSB berichtet, dass die Verspätungssituation ein großes Thema der ADF-Tagung gewesen sei. 
Weiter wurde die Entgeltberechnung der Berliner Flughäfen vorgestellt. Diese lägen die Entgelte ver-
ursachergerecht nach dem jeweiligen Lärmereignis fest. Die FLSB verdeutlicht, dass das bestehende 
Luftverkehrskonzept nur vom Bundesverkehrsministerium erstellt worden sei. Dem habe der Bundes-
umweltminister nicht zugestimmt, sodass nicht von einem Luftverkehrskonzept des Bundes gespro-
chen werden könne. Das Umweltbundesamt (UBA) führe ein Forschungsvorhaben zum Luftverkehrs-
konzept durch, das die Aspekte des Umweltschutzes berücksichtige. Weiter führt die FLSB aus, dass 
die Ergebnisse der Lärmkartierung von 2012 und 2017 verglichen worden seien. Die FLSB stellte klar, 
dass diese für Hamburg nicht vergleichbar seien, da sich die Ermittlung der Betroffenenzahlen aus 
Gründen des Datenschutzes geändert habe und somit kein Vergleich der Betroffenenzahlen möglich 
sei.  
 
Die Kommission nimmt Kenntnis. 
 
 
 
TOP 14 
Sonstiges 
 
14.1 Bericht über neues Schallschutzprogramm für Norderstedt 
Die Vertreterin der Stadt Norderstedt berichtet, dass das freiwillige Lärmschutzprogramm 8++ für das 
gleiche Gebiet gelte. Hinzugekommen seien die bereits erwähnten automatischen Fensterschließer. 
Der Vertreter der FHG ergänzt dazu, dass nunmehr jegliche Räume betrachtet werden und nicht mehr 
nur die Schlaf- und Kinderzimmer. 
Die Vertreterin der BUE erfragt die Resonanz des Lärmschutzprogrammes, worauf der Vertreter der 
FHG noch keine Zahlen anführen konnte, da dieses erst kurze Zeit liefe.  
 
14.2 Information über die Ergebnisse mobiler Messungen 
Der Vertreter der FHG berichtet, dass sowohl in Langenhorn, als auch in Niendorf mobile Messungen 
vorgenommen worden seien (vgl. FLSK-Drs. 46/18). In Langenhorn habe sich herausgestellt, dass 
die Pegelhäufigkeitsverteilung zwischen 85 und 90 dBA läge. In Niendorf hätte die FHG nunmehr er-
reicht, dass mit der Messanlage der Startschublärm quantifiziert und qualifiziert werden könne. Ein 
A320 / A321 verursache einen Startabrolllärm bei etwa 75 dBA. 
 
14.3 Antrag eines Mitglieds des Beratenden Ausschusses nach § 32a Luftverkehrsgesetz auf 

Gaststatus in der FLSK 
Nach kontroverser Diskussion zur Öffnung der Sitzung für Gäste, ist sich die Kommission darüber 
einig, dass dieser Antrag auf der nächsten FLSK-Sitzung zur Abstimmung gebracht werden solle. Die 
nächste FLSK-Sitzung solle ohne geladene Gäste abgehalten werden. Nach der Entscheidung der 
FLSK würden die Gäste entsprechend informiert werden.  
 
 
Der Vorsitzende dankt den Teilnehmern und schließt die Sitzung um 13.25 Uhr. 
 
 
 
Für die Niederschrift:      Genehmigt: 
 
 
gez. Shari Zweigel      gez. Gebhard Kraft 
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Nutzung der Verspätungsregelung (23-24 Uhr)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Radardaten des Flughafen Hamburgs; Stand 28.11.2018
vorläufige Ergebnisse, vorbehaltlich der Validierung
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Nutzung der Verspätungsregelung (23-24 Uhr)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Radardaten des Flughafen Hamburgs, Stand: 28.11.2018
vorläufige Ergebnisse, vorbehaltlich der Validierung
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Nutzung der Verspätungsregelung (23-24 Uhr) kumuliert (2018)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Radardaten des Flughafen Hamburgs, Stand 28.11.2018 
vorläufige Ergebnisse, vorbehaltlich der Validierung
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Zeitliche Verteilung der verspäteten Flüge bis 24 Uhr (2018)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf den Daten des Flughafen Hamburgs
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Anzahl verspäteter Flüge nach 23 Uhr (Jan – Okt 2018) 

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Daten des Flughafen Hamburg



7
VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Anteil verspäteter Flüge nach 23 Uhr an den korrespondierenden 
Flugverbindungen der Airline (Jan – Okt 2018)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Daten des Flughafen Hamburgs
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Verspätete Starts und Landungen nach 23 Uhr (2018)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Daten des Flughafen Hamburgs
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Verspätete Starts und Landungen nach 23 Uhr mit easyJet (2018)

Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Daten des Flughafen Hamburgs 
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

EUROCONTROL Prognose – 2018 (IFR Bewegungen), Stand Oktober 2018
Quelle: (EUROCONTROL STATFOR Seven Year Forecast, Okt. 2018)

Entwicklung des Luftverkehrs in Europa –Prognose 2018



11
VERSPÄTUNGEN AKTUELL

30%-Regelung

Gemäß der Vereinbarung zwischen Umweltbehörde, Wirtschaftsbehörde und Flughafen Hamburg wird ein 
Ordnungswidrigkeitsverfahren nach pflichtgemäßen Ermessen eingeleitet, wenn 
• die Verspätungsquote einer Flugverbindung in vier aufeinander folgenden Monaten um 30% liegt
• vorrangig bei an vier Tagen pro Woche stattfindenden Verbindungen (16 pro Monat)
• bei seltenen Verbindungen erst bei höheren Verspätungsquoten

Flugnr. Abflug-/ 
Zielflug-
hafen

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt

LH 2086 München 42% 30%

LH 034 Frankfurt 46%

EW 7827 Mailand 
(Malpensa) 35% 45% 35%

EZY 8346 Gatwick 33%

OS 167 Wien 31%
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

Bürgerschaftliches Ersuchen vom 6.9.2018, u.a. 
- Verbesserung Flugsicherung auf nationaler und inter-

nationaler Ebene
- Strengere Auslegung der „Verspätungsreglung“
- Bußgeldverfahren nicht nur gegen Pilot, sondern auch 

gegen Airline
- Verbindliche Angaben von Verspätungsgründen
- Gebühr für Überprüfung von Verspätungsgründen
- Keine Streckenförderung für verspätete Flüge
- Verbesserung passiver Schallschutz, Förderung durch die 

Stadt Hamburg wird geprüft
- Ausbau Schieneninfrastruktur (Aufgabe Bundesregierung)

Maßnahmen Fluglärmreduzierung – 21-Punkte-Plan 
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VERSPÄTUNGEN AKTUELL

25%-Regelung 

Luftfahrt
unter 
nehmen

Flugnr. Abflug-/ 
Zielflug-
hafen

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt

Austrian 
Airlines OS 0167 Wien 29% 25% 31%

Condor
DE1543 Mallorca 29%

DE 1641 Kos 31%

Easyjet
EZY8346 Gatwick 26% 33%

EZY6932 Edinburgh 29%

Eurowings EW 7827 Mailand 35% 46% 35% 27%

Lufthansa
LH 0034 Frankfurt 46% 29% 28%

LH 2086 München 42% 30%

Ryan Air FR 4057 Málaga 29%

TAP 
Portugal TP 0566 Lissabon 28%

Turkish
Airlines TK 1660 Istanbul 38%

21-Punkte-Plan:
„25% Verspätungen innerhalb eines Monates bei mindestens 3 Flügen pro Woche“. 



VIELEN DANK FÜR IHRE
AUFMERKSAMKEIT



Beachtung und Missachtung der Bahnbenutzungsregeln 

(BBR) am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017

232. Sitzung der Fluglärmschutzkommission (FLSK)

zum Betrieb des innerstädtisch gelegenen

Hamburger Verkehrsflughafen „Helmut Schmidt“ am 30.11.2018

FLSK-Drs. 44/18



BVF-Vortrag zur Nichteinhaltung der 

Bahnbenutzungsvorgaben am „Helmut Schmidt-Airport“

auf der 230. FLSK-Sitzung (FLSK-Drs. 18/18)

230. Sitzung der Fluglärmschutzkommission (FLSK) 

zum Betrieb des innerstädtisch gelegenen 

Hamburger Verkehrsflughafen „Helmut Schmidt“ am 08.06.2018



Bahnbenutzungsregeln am „Helmut Schmidt Airport“



Einhaltung der Bahnbenutzungsregeln 

am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017      (BBR 2.1)



• Im Jahr 2017 wurde an 277 von 365 Betriebstagen (BT) nicht

regelkonform gestartet (d.h. der Regelvorgabe folgend ausschließlich 
über die nordwestlich ausgerichtete Betriebspiste (RWY 33)). Dies 
entspricht einem Anteil von 75,9 %

• Im Gegenzug gab es im vergangenen Jahr lediglich 85 Betriebstage (d.h. 
23,3 % aller BT), an denen die BBR 2.1 konsequent eingehalten wurde

• „Eingepreist“ in den 277 BT ist auch der Zeitraum, an dem die 
Betriebspiste RWY 15/33 aufgrund von Wartungsarbeiten gesperrt war 
(06.-20.09.17). Dies waren 15 BT

Einhaltung der Bahnbenutzungsregel 2.1 

am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017



Einhaltung der Bahnbenutzungsregeln 

am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017      (BBR 2.2)



Einhaltung der Bahnbenutzungsregel 2.2 

am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017

• Im Gegensatz zur BBR 2.1 findet die BBR 2.2 weit überwiegend 

Beachtung

• An 283 Betriebstagen (BT) wurde regelkonform weder über die RWY 15 
gestartet noch über die RWY 33 gelandet. Dies entspricht einer Quote 

von 77,5 %

• Lediglich an 82 Betriebstagen im Jahr 2017 wurde in südöstlicher 

Richtung gestartet bzw. in nordwestlicher Richtung gelandet

• Von diesen 82 BT entfallen 16 BT auf den Zeitraum der Pistensperrung

der RWY 05/23; d.h. in diesem Zeitraum (07.-21.06.17) stand keine 
alternative Start- und Landebahn zur Verfügung

• Dies bedeutet, dass lediglich an 66 BT (18,1 % des Jahres) zwingende 
andere Gründe vorlagen, der BBR 2.2 nicht Folge zu leisten



Einhaltung der Bahnbenutzungsregeln 

am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017      (BBR 2.3)



Einhaltung der Bahnbenutzungsregel 2.3 

am „Helmut Schmidt-Airport“ im Jahr 2017

• Insgesamt fanden in 730 einzelnen Betrachtungszeiträumen (d.h. 
jeweils 365 Mal die letzte Betriebsstunde einschließlich restlichem 
Nachtzeitraum und die erste Betriebsstunde) lediglich 24 aktive und 
zusätzlich 44 passive Regelbeachtungen statt. Dies entspricht einer 
Regelbeachtung von 3,3 % sowie 6,0 %

• In 90,7 % der Betrachtungszeiträume (n = 662) wurde die BBR 2.3

dagegen nicht beachtet

• Die Regel-Beachtungsquote ist in der ersten Betriebsstunde noch 
schlechter als im nächtlichen Betriebszeitraum: Im gesamten Jahr 2017 
fand von 6 Uhr bis 7 Uhr nur in drei Nächten eine aktive und in acht 
weiteren Nächten eine passive Regelbeachtung statt. Dies entspricht 
0,8 % aktive und 2,2 % passive Einhaltung, bei 97 % Regelmissachtung 

(n = 354 Nächte)
• Von 22 Uhr bis 23 Uhr ergeben die Auswertungen Folgendes: 21 Nächte 

mit aktiver Regelbeachtung (entsprechend 5,8 %), 36 Nächte mit 
passiver Regelbeachtung (entsprechend 9,9 %) und 308 mit 
Regelmissachtungen (entsprechend 84,4 %)



Pistennutzung (Starts & Landungen) sowie quantitative

BBR 2.3-Regelkonformität (22 - 23 Uhr) im Jahr 2017 

Deutscher Fluglärmdienst (DFLD)   e.V. Flughafen Hamburg GmbH (FHG) - TraVisDaten:

22 - 6 Uhr

Starts  Landungen

33 05 15 23 15 05 23 33

Jan 39 0 0 22 152 39 184 20

Feb 20 2 0 15 186 23 122 2

Mrz 44 6 0 19 142 54 207 1

Apr 123 0 5 12 72 50 372 22

Mai 139 7 0 19 100 251 205 24

Jun 136 4 31 19 221 41 194 210

Jul 198 1 0 13 90 189 428 2

Aug 90 0 0 89 294 21 337 0

Sep 50 14 0 132 195 95 411 0

Okt 75 0 0 82 222 1 422 0

Nov 49 0 0 29 173 6 314 12

Dez 69 14 0 27 116 33 342 0

Summe 1.032 48 36 478 1.963 803 3.538 293

Prozent 64,7 3,0 2,3 30,0 29,8 12,2 53,6 4,4



Pistennutzung (Starts & Landungen) sowie quantitative

BBR 2.3-Regelkonformität (06 - 07 Uhr) im Jahr 2017 

Deutscher Fluglärmdienst (DFLD)   e.V. Flughafen Hamburg GmbH (FHG) - TraVisDaten:

6 - 7 Uhr

Starts  Landungen

33 05 15 23 15 05 23 33

Jan 292 0 0 135 13 4 9 1

Feb 258 21 0 148 10 4 9 1

Mrz 320 23 0 144 21 4 16 0

Apr 457 12 0 46 6 9 21 0

Mai 444 21 0 125 22 18 23 0

Jun 443 15 81 55 47 3 19 20

Jul 437 16 12 159 52 13 58 0

Aug 338 0 0 190 55 16 57 0

Sep 264 11 0 304 12 17 77 0

Okt 438 10 0 182 17 5 43 0

Nov 267 0 0 110 12 8 15 0

Dez 191 0 0 103 4 0 17 0

Summe 4.149 129 93 1.701 271 101 364 22

Prozent 68,3 2,1 1,5 28,0 35,8 13,3 48,0 2,9



„Nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde (BWVI HH) handelt es sich bei der 
Bahnbenutzungsregelung um einen Teil der Flughafengenehmigung nach § 6 
LuftVG. Sie regelt die Bahnbenutzung für alle Benutzer des Flughafens und für die 
Deutsche Flugsicherung (vgl. zur Rechtsstellung der Flugsicherung §§ 27 c und 27 d 
LuftVG) verbindlich“   (Quelle: PFB 1998)

BWVI HH: In formeller Hinsicht dürfte eine so weitreichende Änderung der 
Bahnbenutzungsregelungen wegen der dann notwendigen Belastung anderer 
Anwohner nur nach Durchführung eines entsprechenden Verfahrens mit den 
notwendigen Verfahrensschritten zulässig sein. Dazu gehört insbesondere die 
Anhörung der Betroffenen entsprechend § 28 HmbVwVfG (Quelle: PFB 1998)

BWVI HH an DFS: „Die in den BBR für die Tagesrandzeiten vorgeschlagene

Beschränkung der Verkehrsabwicklung auf den Anflug über die Piste 15 und den 

Abflug über die Piste 33 sei daher insbesondere dann nicht strikt einzuhalten, 

wenn dies zu Verspätungen bei den Starts oder Landungen und damit zu 

Störungen bei der Verkehrsabwicklung innerhalb der regelhaften Betriebszeiten 

führte“  (Quelle: 223. FLSK)

Bipolare Sichtweise der BWVI auf die Verbindlichkeit 

der Bahnbenutzungsregelung 



Beschlussvorschlag I

• Die FLSK erkennt - auch unter Verweis auf die entsprechenden 
Ausführungen im Planfeststellungsbeschluss (1998) sowie dem 
Oberverwaltungsgerichtsurteil (2001) - die hohe Relevanz der 

Bahnbenutzungsregelung (d.h. die Gesamtheit aller Regeln und 
Ausnahmen) zum Schutz der Bevölkerung vor vermeidbarem - und damit 
unzumutbarem - Fluglärm an

• Sie weist daher mit besonderem Nachdruck die Deutsche Flugsicherung 

GmbH (DFS) darauf hin, alle im Luftfahrthandbuch (AIP) aufgeführten 
Regelbestandteile strikt einzuhalten und diese Einhaltung tageweise, 
umfassend, transparent, öffentlich zu dokumentieren

• Die für einen sicheren und geordneten Betriebsablauf notwendigen 
Einschränkungen bei den Koordinationseckwerten (vor allem die 
Absenkung der Anzahl an Starts und Landungen in der letzten und 
ersten Betriebsstunde) sollen umgehend angeordnet und umgesetzt 
werden



Beschlussvorschlag II

• Die FLSK erkennt an, dass die Bahnbenutzungsregelung veraltet ist, da 
sie nahezu an keinem Betriebstag eingehalten wird

• Insbesondere die Ungleichbeachtung der verschiedenen 

Regelungsbestandteile ist zu beenden

• Die FLSK empfiehlt daher der BWVI, die Betriebsgenehmigung am 

Hamburger Verkehrsflughafen „Helmut Schmidt“ dahingehend zu 
ändern, dass alle bisher im Luftfahrthandbuch aufgeführten 
Regelungsbestandteile ersatzlos gestrichen werden

• Hierzu verweist sie auch auf die entsprechende Beschlusslage der 
Fluglärmschutzkommission (FLSK): 155. Sitzung (TOP 5) sowie  
188. Sitzung (TOP 3)



Anhang

231. Sitzung der Fluglärmschutzkommission (FLSK) 

zum Betrieb des innerstädtisch gelegenen 

Hamburger Verkehrsflughafen „Helmut Schmidt“ am 31.08.2018



Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Januar 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Jan 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Jan

1 18 9 2 2

2 9 1 17 14 1 3

3 2 1 14 15 1 4

4 2 20 15 2 5

5 4 16 13 1 6

6 2 9 8 1 7

7 2 12 6 8

8 1 22 18 1 9

9 2 8 18 1 10

10 4 9 8 20 2 11

11 5 17 17 2 12

12 2 15 4 1 13

13 2 15 9 14

14 1 8 7 1 15

15 1 16 15 1 16

16 2 10 15 17

17 1 1 8 3 17 1 18

18 1 12 17 1 19

19 2 1 9 16 1 20

20 12 13 21

21 4 1 8 22

22 2 12 16 23

23 9 16 1 24

24 4 1 15 15 25

25 12 18 2 26

26 1 12 19 1 27

27 13 11 28

28 4 6 29

29 11 15 1 30

30 3 12 19 1 31

31 2 11 18 1

39 0 0 22 152 39 184 20 292 0 0 135 13 4 9 1

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Februar 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Feb 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Feb

1 1 11 18 2 2

2 3 14 1 15 1 3

3 1 12 12 4

4 4 1 6 7 5

5 1 15 18 1 6

6 1 10 9 4 1 7

7 1 1 8 12 1 8

8 2 8 5 18 1 9

9 1 14 1 17 1 10

10 10 6 10 1 11

11 1 7 1 8 12

12 23 19 1 13

13 7 18 1 14

14 1 1 12 1 18 1 15

15 1 10 18 1 1 16

16 1 11 18 1 17

17 3 13 13 18

18 1 8 1 8 19

19 1 18 20 1 20

20 1 12 17 1 21

21 1 1 6 3 18 1 22

22 1 12 20 1 23

23 2 1 13 2 17 1 24

24 2 13 11 25

25 1 7 9 26

26 12 19 1 27

27 1 9 16 1 1 28

28 1 9 1 19 1

20 2 0 15 186 23 122 2 258 21 0 148 10 4 9 1

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im März 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Mrz 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Mrz

1 1 11 17 2 2

2 2 17 18 1 3

3 15 13 4

4 1 7 1 8 5

5 1 15 13 3 6

6 3 1 9 20 1 7

7 4 4 7 15 1 8

8 1 14 2 18 1 1 9

9 3 12 1 16 2 10

10 2 11 14 11

11 1 10 5 12

12 18 20 1 13

13 1 9 16 1 14

14 3 12 18 1 15

15 1 2 14 22 2 16

16 1 1 14 1 20 1 17

17 1 17 13 18

18 8 7 19

19 3 23 14 1 20

20 2 13 17 1 21

21 3 11 17 1 22

22 1 12 18 2 23

23 1 13 20 1 24

24 3 14 14 25

25 4 5 10 1 26

26 2 3 10 10 19 1 1 27

27 5 14 1 18 1 1 28

28 5 12 21 2 29

29 4 16 19 1 1 30

30 1 2 8 11 31

31 3 2 11 5 16

44 6 0 19 142 54 207 1 320 23 0 144 21 4 16 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im April 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Apr 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Apr

1 12 12 1 2

2 6 19 18 1 3

3 4 8 8 19 1 4

4 3 7 5 21 1 5

5 4 18 21 1 6

6 4 22 20 1 7

7 6 18 15 1 8

8 1 1 12 13 2 9

9 6 15 3 19 1 10

10 6 18 19 1 11

11 3 15 19 1 12

12 5 20 19 1 13

13 7 20 17 14

14 4 11 14 1 15

15 4 9 4 12 1 16

16 5 14 13 1 17

17 6 19 20 2 18

18 4 18 19 1 19

19 5 17 1 16 1 20

20 5 23 20 1 21

21 6 5 12 18 2 22

22 3 10 6 13 23

23 8 21 18 1 24

24 7 18 20 2 25

25 4 1 11 21 1 1 26

26 6 1 23 21 1 1 27

27 4 20 16 1 28

28 6 23 16 2 29

29 2 8 5 14 2 30

30 5 16 12 1

123 0 5 12 72 50 372 22 457 12 0 46 6 9 21 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Mai 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Mai 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Mai

1 3 19 20 2

2 3 13 21 3 3

3 1 1 13 20 1 2 4

4 5 1 22 18 2 5

5 4 1 7 10 20 1 6

6 2 5 8 18 1 1 7

7 5 19 18 1 8

8 6 18 15 1 9

9 4 14 20 3 10

10 5 1 19 3 17 2 11

11 5 2 17 20 4 12

12 8 28 19 1 1 13

13 2 1 6 9 17 2 14

14 5 20 19 1 15

15 7 9 5 4 19 2 16

16 5 14 18 2 17

17 3 19 22 4 18

18 9 20 17 4 19

19 12 1 10 2 22 13 1 2 20

20 2 2 18 17 1 21

21 3 1 22 21 1 2 22

22 6 14 22 1 23

23 4 16 22 1 24

24 5 22 21 1 25

25 4 13 20 3 26

26 6 15 9 8 2 27

27 1 19 18 1 28

28 7 27 18 3 29

29 8 18 7 2 30

30 10 21 2 24 2 31

31 6 2 1 20 23 1 2

139 7 0 19 100 251 205 24 444 21 0 125 22 18 23 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen

D
e

u
ts

ch
e

r 
F

lu
g

lä
rm

d
ie

n
st

 (
D

F
LD

) 
  

e
.V

.

F
lu

g
h

a
fe

n
 H

a
m

b
u

rg
 G

m
b

H
 (

F
H

G
) 

-
Tr

a
V

is

Daten:



Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Juni 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Jun 33 05 15 23 15 5 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Jun

1 6 22 22 3 2

2 11 9 17 10 7 2 3

3 1 19 1 18 1 4

4 6 18 12 2 5

5 6 15 20 3 6

6 4 23 13 2 7

7 1 3 21 19 2 8

8 1 5 17 21 4 9

9 8 25 19 1 10

10  9 11 19 2 11

11 6 30 20 2 1 12

12 4 20 22 3 13

13 3 18 23 2 14

14 4 8 15 10 9 2 15

15 8 22 21 2 16

16 6 20 18 1 17

17 2 21 20 1 18

18 6 20 18 1 4 19

19 5 22 22 3 20

20 4 18 24 2 21

21 5 4 20 12 10 3 22

22 19 1 30 19 4 23

23 11 27 20 3 1 24

24 2 14 18 7 25

25 8 26 19 3 26

26 6 29 24 1 3 27

27 1 4 24 5 15 4 28

28 1 9 27 1 23 1 3 29

29 7 1 23 21 6 30

30 8 27 21 4

136 4 31 19 221 41 194 210 443 15 81 55 47 3 19 20

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Juli 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Jul 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Jul

1 2 19 18 4 2

2 9 1 25 19 1 3 3

3 9 20 24 3 4

4 5 16 23 1 2 5

5 4 18 25 3 6

6 11 33 22 4 7

7 9 25 19 1 4 8

8 2 23 20 5 9

9 8 27 9 9 3 2 10

10 9 1 6 18 22 4 11

11 2 3 11 6 22 2 12

12 10 25 21 4 13

13 6 21 22 4 14

14 8 1 20 19 1 4 15

15 1 8 10 18 6 16

16 8 29 22 4 17

17 7 18 23 4 18

18 7 22 20 2 19

19 7 2 11 18 19 3 20

20 8 27 2 21 2 3 21

21 10 2 21 15 4 22

22 1 14 3 1 12 3 23

23 3 6 18 9 20 2 2 24

24 8 25 19 4 25

25 4 1 20 21 3 26

26 6 26 22 4 27

27 5 1 1 21 21 6 28

28 12 24 16 2 29

29 1 16 5 14 5 30

30 10 1 27 17 7 31

31 7 1 19 23 2 1

198 1 0 13 90 189 428 2 437 16 12 159 52 13 58 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im August 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Aug 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Aug

1 5 23 22 1 2 2

2 6 21 2 1 23 3 3

3 1 4 15 9 2 5 4

4 7 26 19 2 2 5

5 2 17 1 18 3 3 6

6 1 6 27 19 5 7

7 9 17 9 17 5 2 1 8

8 5 22 23 5 9

9 5 1 2 21 21 3 1 10

10 6 19 19 5 11

11 1 1 26 2 2 12

12 1 11 4 21 4 13

13 2 6 1 14 2 6 14

14 2 5 19 22 4 15

15 6 1 23 23 3 16

16 1 3 11 6 9 13 2 1 17

17 5 16 19 6 18

18 12 25 19 4 19

19 2 17 2 6 20

20 8 26 18 5 21

21 8 21 26 3 22

22 7 16 24 4 23

23 2 4 23 2 4 24

24 6 18 2 4 25

25 1 6 29 21 3 1 26

26 1 19 22 4 27

27 7 28 2 5 28

28 7 2 24 2 29

29 1 4 16 25 4 1 30

30 2 5 21 2 19 3 31

31 6 24 23 2 2

90 0 0 89 294 21 337 0 338 0 0 190 55 16 57 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im September 2017 

Sep 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Sep

1 9 25 19 2 1 1 2

2 3 14 3 18 6 3

3 9 30 17 5 4

4 11 24 1 25 2 4 5

5 4 17 1 17 3 6

6 8 25 22 4 7

7 8 23 19 3 8

8 10 23 21 4 9

9 1 14 20 6 10

10 11 27 19 5 11

11 5 27 17 3 12 Sperrung

12 7 23 20 2 13 Bahn 15/33

13 8 31 20 3 14 06.-20.09.

14 11 28 18 5 15

15 10 25 14 5 16

16 1 17 17 6 17

17 5 27 19 3 18

18 4 23 23 4 19

19 6 1 21 21 1 20

20 6 26 23 2 21

21 5 21 22 1 22

22 8 1 22 21 23

23 1 17 16 4 24

24 2 5 32 18 1 1 25

25 8 1 18 23 2 26

26 4 19 9 10 2 27

27 2 3 18 5 20 3 28

28 8 25 16 2 2 29

29 11 28 17 3 30

30 2 18 1 17 5

50 14 0 132 195 95 411 0 264 11 0 304 12 17 77 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Passive Einhaltung

Verstoß
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Oktober 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Okt 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Okt

1 5 28 17 3 2

2 5 18 20 3

3 3 20 20 2 4

4 5 22 19 4 5

5 4 26 20 2 6

6 6 27 24 1 7

7 3 17 22 3 8

8 6 23 21 2 9

9 4 18 1 19 1 10

10 3 23 21 1 11

11 6 27 21 4 12

12 4 21 23 3 13

13 8 22 1 19 1 14

14 3 17 21 6 15

15 10 24 18 1 1 16

16 5 20 23 2 17

17 3 14 22 1 18

18 6 21 1 21 3 19

19 6 20 22 2 1 20

20 7 21 23 1 21

21 4 13 20 2 1 22

22 2 3 17 4 19 3 23

23 1 4 17 24 1 24

24 8 1 17 21 1 2 25

25 5 1 1 23 21 2 26

26 8 24 20 10 3 27

27 6 26 23 1 28

28 3 19 15 29

29 5 24 13 30

30 3 16 15 31

31 2 11 12 5

75 0 0 82 222 1 422 0 438 10 0 182 17 5 43 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im November 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Nov 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Nov

1 2 18 14 3 2

2 1 14 15 1 3

3 2 19 11 2 4

4 3 13 5 5

5 2 21 11 2 6

6 1 1 8 7 13 1 7

7 3 12 14 1 8

8 1 2 9 5 16 2 9

9 9 34 14 1 1 10

10 1 1 11 12 14 11

11 2 15 4 12

12 1 19 14 1 13

13 1 2 9 4 12 1 14

14 3 16 16 1 15

15 3 16 16 1 16

16 2 18 1 15 1 17

17 3 20 2 11 1 18

18 4 13 3 1 19

19 3 1 15 15 1 20

20 3 14 11 1 21

21 4 12 15 1 22

22 2 19 16 2 23

23 1 15 14 1 24

24 3 16 13 1 25

25 3 9 3 1 1 26

26 1 20 13 1 27

27 2 18 15 2 28

28 3 13 2 8 1 29

29 2 15 15 1 30

30 1 24 15 1 1

49 0 0 29 173 6 314 12 267 0 0 110 12 8 15 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Pistennutzung (Starts und Landungen) und 

BBR 2.3-Regelkonformität im Dezember 2017 

Einhaltung

Passive Einhaltung

Verstoß

Dez 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität 33 05 15 23 15 05 23 33 Regelkonformität Dez

1 3 1 24 12 2

2 4 11 3 3 3

3 3 1 23 11 1 4

4 4 15 14 5

5 5 1 18 16 2 6

6 3 16 10 1 7

7 2 2 20 13 1 8

8 4 23 11 9

9 2 1 13 4 10

10 9 12 10 11 11

11 6 5 22 9 1 12

12 5 19 13 1 13

13 1 16 11 1 14

14 1 16 14 1 15

15 1 1 15 3 11 16

16 3 1 12 3 17

17 2 19 15 18

18 3 1 13 12 19

19 4 1 15 13 1 20

20 6 24 12 1 21

21 4 19 11 2 22

22 1 23 8 2 23

23 4 1 8 2 1 24

24 1 2 6 25

25 3 1 6 26

26 2 8 11 27

27 3 11 11 1 28

28 4 15 8 1 29

29 5 19 6 1 30

30 3 9 2 31

31 1 6 5 2

69 14 0 27 116 33 342 0 191 0 0 103 4 0 17 0

22 - 6 Uhr 6- 7 Uhr

Starts Landungen Starts Landungen
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Antrag auf Änderung Planfeststellung VF2   - 1 - 

 

1. Allgemeine Angaben  

1.1 Gegenstand 

Die Flughafen Hamburg GmbH beantragt eine Änderung des Planfeststellungsbeschlusses vom 

26.05.1998 (im Folgenden als „Planfeststellungsbeschluss 1998“ bzw. „PFB VF2“ bezeichnet). Die 

Vorhabenträgerin beantragt eine gegenüber der im PFB VF2 geänderte Ausprägung und Lage des 

Satellitengebäudes (im Folgenden „Shuttle Gates“ oder „Busterminal“).  

1.2 Angaben zur Erstellerin des Antrags / Betreiberin 

Flughafen Hamburg GmbH 

Flughafenstraße 1-3 

22335 Hamburg 

Telefon : 040 / 5075-0 

Telefax : 040 / 5075-1234 

Internet: www.ham.airport.de 

E-Mail : fhg@ham.airport.de 

 

Geschäftsführer: Michael Eggenschwiler (Vorsitzender) u. Alexander Laukenmann 

Die Gesellschaft ist im Handelsregister unter Nummer HRB 2130 beim Amtsgericht Hamburg ein-

getragen. 

 

Zur Beantwortung von Rückfragen stehen zur Verfügung: 

 David Liebert; Real Estate Management, Telefon: 040 / 5075-3265; E-Mail: dlie-

bert@ham.airport.de 

 Stefan Dechow; Aviation Development, Telefon: 040 / 5075-1985; E-Mail: 

sdechow@ham.airport.de 

 Margret Damm; Leitung Recht; Telefon: 040 / 5075-2448; E-Mail: mdamm@ham.airport.de  

 Lars Herfurth; Leiter Corporate Safety, EASA Safety-, Compliance- und Changemanager; 

Telefon: 040 / 5075-1418; E-Mail: lherfurth@ham.airport.de  

mailto:dliebert@ham.airport.de
mailto:dliebert@ham.airport.de
mailto:mdamm@ham.airport.de
mailto:lherfurth@ham.airport.de
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1.3 Beteiligte Büros bei der Erstellung der Planungsgrundlagen 

Bei der Erstellung der Unterlagen waren folgende externe Büros eingebunden: 

- Goldbeck Nord GmbH, Neuer Höltigbaum 1, 22143 Hamburg  Erstellung der Entwurfs-

planung sowie der Bauantragsunterlagen 

- AVIACERT GmbH, Pappelallee 78/79, 10437 Berlin  Beratung bzgl. EASA-Compliance 

- Kanzlei GvW Graf von Westphalen, Sophienstraße 26 - Lenbach Gärten, 80333 München 

 juristische Beratung 

1.4 EASA-Compliance 

Das beschriebene Vorhaben und  seine Umsetzung wurden im Hinblick auf die EASA-Konformität 

durch den EASA-Compliance-Beauftragten der FHG begleitet und auf Basis der zum jetzigen Zeit-

punkt vorliegenden bzw. hier in Bezug genommenen Informationen geprüft. Die sichere Erreich-

barkeit des Vorfeldes 2 bzw. des Gebäudes (Shuttle Gates) ist im Hinblick auf die notwendige 

Kreuzung der Taxilane Golf gegeben, bereits in der Vergangenheit und heute fanden bzw. finden 

Querungen statt. Das Vorhaben, also der Betrieb der Shuttle Gates, wird sich aufgrund von Bünde-

lungseffekten positiv auf die Anzahl der erforderlichen Bodenverkehre auswirken.  

Wesentliche Prüfinhalte werden außerhalb dieses Änderungsantrages zum Planfeststellungsbe-

schluss im Rahmen des gem. EU VO 139/2014 zertifizierten Compliance-/Change-Verfahrens 

vollumfänglich bearbeitet. Sofern sich, auf einen Positivbescheid aufbauend, in konkretisierenden 

Planungen Abweichungen zu EASA-Anforderungen ergeben, werden zusätzliche Maßnahmen zur 

Gewährleistung bzw. zum Nachweis der flugbetrieblichen Sicherheit ggf. in notwendigen Sicher-

heitsbewertungen erarbeitet.   
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2. Beschreibung des Vorhabens 

Die Flughafen Hamburg GmbH beabsichtigt die Errichtung eines Abfertigungsgebäudes auf dem 

Vorfeld 2, das die bereits vorhandenen 14 Flugzeugpositionen (ICAO-Kategorie C) erschließen 

wird. Hierfür bildet der Planfeststellungsbeschluss 1998 die luftrechtliche Grundlage. In den fol-

genden Abschnitten wird das Vorhaben beschrieben. 

2.1 Bauliche Umsetzung 

Das geplante Abfertigungsgebäude wird auf dem hierfür vorgesehen Baufeld des östlichen Teils 

des Vorfeldes 2 zwischen den sog. 80er und 90er Flugzeugpositionen errichtet. Dieses Terminal 

soll durch einen Bus-Shuttle mit den zentralen Fluggastanlagen verkehrlich erschlossen werden 

(vgl. hierzu 2.3), daher wird im Folgenden auch der Begriff „Shuttle Gates“ als Synonym verwen-

det.  

 

Abbildung 1: Lageplan Shuttle Gates auf dem Vorfeld 2 

Das Gebäude verfügt über 14 Abfluggates, die jeweils aus Wartebereichen, Boarding-Zonen und 

separaten Ausgängen zu den jeweils zugeordneten Flugzeugpositionen bestehen, sowie über 

zentrale Wartebereiche, gastronomische und sanitäre Einrichtungen. Darüber hinaus sind Dienst- 

und Aufenthaltsräume für Betriebspersonal vorgesehen. Das Boarding der Passagiere erfolgt über 

das sog. „walk-in-walk-out“-Verfahren, d.h., die Fluggäste verlassen das Gebäude an den Gate-

Ausgängen und erreichen das Flugzeug über die markierten Fußwege – bzw. vice versa beim An-

kommen (vgl. hierzu ebenfalls Abschnitt 2.3).  

Das Gebäude hat eine Tiefe von ca. 30 m und eine Länge von ca. 235 m (exkl. Vordachbereich an 

der Südseite). Zum einen dient das Gebäude in erster Linie zur Deckung temporärer Engpässe an 

verfügbaren Abfluggates, die aufgrund baulicher Aktivitäten an der Fluggastpier nicht zur Verfü-

gung stehen (vgl. hierzu Abschnitt 2.2). Zum anderen wird es je nach Luftverkehrsnachfrageent-

wicklung eine voraussichtlich begrenzte Nutzungsdauer haben, die nicht der technisch möglichen 

entspricht. Aus diesen Gründen ist der bauliche Standard vergleichsweise zweckmäßig gewählt. 
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Gleichwohl werden alle bauordnungsrechtlichen sowie internationalen Standards bzgl. erforderli-

cher Service-Level IATA Optimum unterer Wert für eine angemessene Passagierabfertigung er-

füllt.  

 

Abbildung 2: Visualisierung Shuttle Gates auf dem VF2 

Aufgrund der betrieblichen und insbesondere auch zeitlichen Anforderungen ist die Errichtung der 

Shuttle Gates in einer sog. Systembauweise vorgesehen. In den Anlagen 1 – 3 sind ein Lageplan 

der Shuttle Gates, Außenansichten/Querschnitt sowie der Grundriss des Erdgeschosses der Shut-

tle Gates zu finden.  

Aufgrund der Lage des Gebäudes in unmittelbarer Nähe zu den Flugbetriebsflächen sowie mögli-

chen Interferenzen mit den navigatorischen Anlagen der Deutschen Flugsicherung (DFS) wurden 

spezielle Anforderungen an die Fassade untersucht und definiert, damit die Radarverträglichkeit 

des Gebäudes sowie die Hindernisfreiheit zu den anliegenden Start- und Landebahnen gewähr-

leistet ist. Für die Begutachtung der Radarverträglichkeit des Gebäudes wurde das auf dem Gebiet 

renommierte und anerkannte Unternehmen Airbus Defence and Space GmbH beauftragt. In einem 

ersten Gutachten (siehe Anlage 4) bestätigte uns das Unternehmen, dass die Radarverträglichkeit 

mit marküblichen Materialien gewährleistet werden kann. Die Ausprägung der Fassade und das 

darauf aufbauende Abschlussgutachten werden derzeit erstellt. Bezüglich der Hindernisfreiheiten 

hat eine erste Voranfrage bei der DFS (siehe Anlage 5) Ende 2017 ergeben, dass dieses Gebäude 

als unbedenklich einzustufen ist.1  

                                                

1 Um eine aktuelle Hindernisbewertung durchführen zu können, sind als Anlagen 6 und 7 die aktuellen Gebäudekoordi-
naten im WGS84-Format beigefügt.  
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2.2 Zeitliche Umsetzung 

Die Realisierung der Shuttle Gates steht in einem zeitlichen Zusammenhang mit dem Baubeginn 

der Pier Süd Rückseite (vgl. hierzu Plangenehmigung Umgestaltung Pier Süd, Vorfeld 1 Süd, Az.: 

768.2423-002 vom 31.07.2013). Ab April 2018 beginnen die Rückbauarbeiten des ehemaligen 

Frachtgeländes, die etwa ein Jahr andauern werden. Ab dem 2. Quartal 2019 starten dann die 

Bauarbeiten an der Pier Süd Rückseite. Im Zuge des Bauprozesses, der voraussichtlich bis ins 

Jahr 2021 andauern wird, werden derzeit verfügbare Bus-Gates in der Ebene 0 der Pier Süd (A27 

– A30, A33 – A35, A/B42 – A/B45 und B48 – B51) nicht mehr zur Verfügung stehen. Aufgrund des 

anhaltend hohen Verkehrsaufkommens müssen diese Gates durch die „Shuttle Gates“ kompen-

siert werden, bevor sie als Baustellenfläche umgewidmet und somit dem Terminalbetrieb als dis-

ponierbare Ressource entzogen werden.  

Des Weiteren werden die derzeitigen Gates D01-D05, die sich im ehemaligen Terminal 1 (Gebäu-

de 130 / Außerbetriebnahme im Jahr 2005 / seitdem „Terminal tango“) befinden und die über das 

nördliche Ende der Fluggastpier erreichbar sind, ebenfalls im Zuge des geplanten Rückbaus des 

Gebäudes 130 für die neue Gepäcksortieranlage im Verlauf des Jahres 2019 entfallen.  

Aufgrund der dargestellten Abhängigkeit zu den genannten Bauprojekten ist eine Inbetriebnahme 

der Shuttle Gates im Juli 2019 erforderlich. Daher ist der Baubeginn im 2. Quartal 2018 geplant. 

Bis Dezember dieses Jahres sollen Arbeiten am Rohbau und der Außenhülle abgeschlossen sein. 

Daraufhin erfolgt der Innenausbau, der bis Anfang Juni fertiggestellt sein soll, damit im Anschluss 

noch ein Monat für den Probebetrieb verbleibt. 

Das Bauprojekt wird über ein sog. Generalübernehmermodell realisiert. Als Auftragnehmer wurde 

die Firma Goldbeck Nord GmbH gebunden.    

2.3 Betriebskonzept  

2.3.1 Anbindung des Gebäudes (Shuttle Gates auf dem VF2) 

Die Gebäudeerschließung vom Vorfeld 1 zu den Shuttle Gates auf dem Vorfeld 2 erfolgt über die 

Vorfeldrandstraße/Umlaufstraße. Die abfliegenden Passagiere werden mit einem Shuttle-Bus von 

der Pier zu dem Shuttlegate gefahren. Die bereits bestehenden sog. A-Bus-Gates der Pier werden 

als zentrale Busabfahrt und -Ankunft umfunktioniert. Die am Shuttlegate mit dem Flugzeug an-

kommenden Passagiere werden mit dem Shuttlebus zurück zum Bereich der A-Gates gefahren. 

Für den Shuttleverkehr werden Gelenkbusse mit einer Kapazität von 100 – 120 Passagieren je 

Bus eingesetzt. Die Strecke beträgt etwa 2.300 m (gemessen ab Pier-Zentralbereich) pro Fahrt-

richtung. 



Antrag auf Änderung Planfeststellung VF2   - 6 - 

 

 

Abbildung 3: verkehrliche Anbindung des Shuttle Gates  

Entsprechend der Disposition für die Gate-Belegung wird die Dichte des Shuttleverkehrs dabei 

über den Tagesverlauf dem Bedarf angepasst. Maximal werden bis zu zehn Busse eingesetzt. In 

der Spitze verkehren die Busse in einer Frequenz von 3 Minuten über die Vorfeldrand- und Um-

laufstraße zu den Shuttle Gates auf dem Vorfeld 2 bzw. wieder zurück zu den Terminals. In der 

Spitzenstunde können mit diesem Konzept etwa 1.000 Passagiere je Richtung transportiert wer-

den. Außerhalb der Spitzenzeiten im Tagesverlauf kann dieser Takt auf 6 – 8 Minuten reduziert 

werden. Die Fahrzeit T1/T2 (A-Bus-Gates der Pier) bis zum Ausstieg am Shuttlegate beträgt ca. 8 

Minuten. Inklusive des Ein- und Aussteigevorgangs ist für einen gesamten Umlauf mit etwa 30 

Minuten zu planen. Der zeitliche Verlauf der entsprechenden Prozessschritte ist der Abbildung 4 

zu entnehmen. Die Beförderung von Mitarbeitern kann ebenfalls mit den Shuttlebussen erfolgen.  

 

Abbildung 4: geplante Turnaround-Zeit 

Wie in Abbildung 5 zu sehen ist, werden außerdem sowohl vor als auch hinter den Abstellpositio-

nen Betriebsstraßen eingerichtet, um einen möglichst flexiblen BVD-Verkehrsfluss zu gewährleis-

ten. Weiterhin ist ersichtlich, dass für die Passagiere Fußwege (blau gekennzeichnet) von den Ga-

tes zu den Abstellpositionen der Luftfahrzeuge eingerichtet werden (vgl. hierzu Abschnitt 2.3.2).   
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Abbildung 5: Shuttle Gates Außenbereich 

2.3.2 Terminalbetrieb und Boardingverfahren 

Die  Shuttle Gates sollen ausschließlich für Schengen-Flüge genutzt werden. Demnach entfallen 

Anforderungen für eine bauliche und betriebliche Trennung von Schengen- und Non-Schengen-

Passagieren, was die Komplexität des Gebäudes sowie seiner Ausstattung reduziert. 

Die Zu- und Abfahrt geschieht über einen zentralen An- und Abfahrtsbereich für die Busse. Es wird 

einen Busstellplatz für die Ankunft der Passagiere am Gebäude sowie zwei Stellplätze für die Ab-

fahrt geben (vgl. hierzu Abbildung 3). Das Gebäude verfügt über einen zentralen Hauptgang. An 

diesem Hauptgang werden die Gates seitlich angeordnet (vgl. Abbildung 6). Darüber hinaus sind 

etwa 200 m² für kommerzielle Zwecke vorgesehen. Diese befinden sich zum einen im Eingangsbe-

reich in Form einer Duty-Free-Fläche, zum anderen ist im Bereich der zentralen Wartefläche in der 

Mitte des Gebäudes die Einrichtung einer Bar angedacht. 
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Abbildung 6: Funktionslayout Shuttle Gates 

Die Gates verfügen über Boarding- als auch über etwa 145 m² große sog. Preboarding-Bereiche, 

welche die abfliegenden Passagiere vom zentralen Hauptgang erreichen (vgl. Abbildung 7; Nr. 

1.1.). Die Boarding-Bereiche sind dabei in Nischen untergebracht und verfügen über ausreichend 

Anstellfläche vor dem Boarding Counter (Nr. 1.2), wodurch ein Blockieren des Hauptganges durch 

wartende Passagiere vermieden wird. Nach der Bordkartenkontrolle am Boarding Counter (Nr. 1.3) 

gelangen die Fluggäste in den Preboarding-Bereich, von wo aus sie das Gebäude verlassen (Nr. 

1.4) und über die Fußwege zum Luftfahrzeug gelangen (Nr. 1.5), sobald das Flugzeug zum Ein-

steigen bereit ist und der „Ramp Agent“ den Zugang zum Vorfeld frei gegeben hat. 

Zur Sicherstellung, dass sich Fluggäste beim Verlassen des Gebäudes nicht verlaufen und das für 

sie bestimmte Flugzeug erreichen, sind mehrere Maßnahmen vorgesehen. Zum einen ist die We-

geführung am Gebäude durch feste, sog. „Drängelgitter“, die bis vor die entsprechende Flugzeug-

position führen, abgegrenzt. Zum anderen werden zwei Wegesicherer je Flugzeugabfertigung für 

den Weg vom Gebäude zum Flugzeug eingesetzt.2  

Die Boarding-Wege im Außenbereich werden auch für das Deboarding ankommender Passagiere 

genutzt (Nr. 2.1)  – eine gleichzeitige Nutzung für Boarding und Deboarding ist daher nicht vorge-

sehen. Nachdem die ankommenden Fluggäste das Gebäude erreichen (Nr. 2.2), werden sie über 

eine gesonderte Wegeführung direkt auf den Hauptgang der Shuttle Gates geführt (Nr. 2.3), so-

dass eine Durchquerung der Preboarding-Zone vermieden wird. Anschließend gelangen sie über 

den Hauptgang (Nr. 2.4) zur zentralen Busabfahrt in Richtung Terminals.  

                                                

2 Darüber hinaus prüfen die Luftverkehrsgesellschaften vor jedem Flug, dass die tatsächliche Anzahl der Fluggäste mit 

der Anzahl der eingecheckten Passagiere übereinstimmt – sollte dies nicht der Fall sein, werden entsprechende Maß-
nahmen eingeleitet. 
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Abbildung 7: Passagierführung in den Shuttle Gates (Ausschnitt Gate-Bereiche) 
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3. Abweichungen zur Planfeststellung 

Für den im Jahr 1998 festgestellten Plan werden im Hinblick auf das Satellitengebäude die Be-

schreibungen der Bauvorlagen aus dem Antrag auf Planfeststellung (aus dem Jahr 1996, im Fol-

genden kurz „Antrag PFV VF2“) – konkret Kapitel 9.7 „Satellit mit Fluggastbrücken“ – sowie eine 

Systemdarstellung auf einem Lageplan einbezogen.3  

Die Planungen für den sog. Satelliten waren zum Zeitpunkt der Antragsstellung im Vergleich zu 

den tiefbaulichen Anlagen bzw. den beantragen Flugbetriebsflächen – mit Blick auf die nachfol-

gend erforderliche Baugenehmigung - nicht mit der gleichen Planungstiefe konkretisiert . Dies wird 

nicht zuletzt in dem Umfang des Kapitels 9.7 deutlich, das nur vier DIN A4-Seiten der insgesamt 

ca. 25 Leitzordner umfassenden Antragsunterlagen einnimmt.  

Zum Zeitpunkt der Antragstellung war klar, dass das Satellitengebäude erst im Rahmen der ab-

schnittsweisen Umsetzung des gesamten Vorhabens realisiert werden sollte, sobald das Ver-

kehrsaufkommen eine Größenordnung erreicht haben würde, die die Abwicklung eines wesentli-

chen Teils der Tagesgrundlast auf den östlichen Flächen des Vorfeldes 2 erfordern würde. 4  

Entsprechend wurde in den Antragsunterlagen deutlich gemacht, dass „die konkrete Durchplanung 

des Satellitengebäudes [..] zeitnah zur Realisierung erfolgen [muss], um so den Nutzungsanforde-

rungen optimal gerecht werden zu können.“5 Es wurde zudem ausgeführt, dass zum damaligen 

Zeitpunkt die Abfertigungsverfahren der Airlines sowie die Entwicklungen zum grenzüberschrei-

tenden Verkehr (Anforderungen an Schengen- und Non-Schengen-Verkehre) nicht absehbar wa-

ren. Da also die genauen betrieblichen Anforderungen der Behörden, Luftverkehrsgesellschaften 

und Passagierabfertigung nicht bekannt und vorhersehbar waren, konnte zum Zeitpunkt der An-

tragstellung (und der Planfeststellung) „lediglich die Lage und das ungefähre Volumen des Satelli-

tengebäudes angegeben werden.“6 Die bauliche Konkretisierung sollte erst in einem Baugenehmi-

gungsverfahren unmittelbar vor der Realisierung geklärt werden.7 

An diesem Punkt befindet sich die Flughafen Hamburg GmbH jetzt. 

3.1 Bauliche Ausprägung des Gebäudes 

Zu der konkreten Gestaltung und Ausführung des Gebäudes findet sich in den Antragsunterlagen 

aus den dargelegten Gründen daher nur Grundsätzliches. Es ist zwar die Rede von einem Satelli-

tengebäude mit Fluggastbrücken (so der Name des Kapitels im Antrag). Es wird jedoch an keiner 

Stelle auf das Erfordernis von Fluggastbrücken eingegangen. Als „Hauptfunktion“ des Satelliten-

                                                

3 Vgl. PFB VF2 (1998); Kapitel 1.1 Planfeststellung, 1.1.1 Einbezogene Unterlagen, S. 8f sowie 1.1.1.2 q) Plan-Nr. S097-

00, S. 10 
4
 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 7.3.7.2, S. 7 – 33 

5 Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 9.7.4.1, S. 9.7 – 1  
6 ebenda 
7 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 9.7.4.1, S. 9.7 – 1f 
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gebäudes wird „die Bereitstellung von Warteraumflächen und Ausgängen (gates) für die ange-

schlossenen Brückenpositionen“8 beschrieben. Insgesamt sollen aus dem Gebäude die in unmit-

telbarer Nähe planfestgestellten und inzwischen errichteten 14 Flugzeugpositionen bedient wer-

den.  

 

Abbildung 8: Systemdarstellung Satellitengebäude aus dem Antrag PFV VF2 (1996) 

Das nunmehr geplante Gebäude verfügt nicht über Fluggastbrücken, sondern über „walk-in-walk-

out“-Gates. Dieses Abfertigungsverfahren ist vergleichsweise modern und entsprach zum Zeit-

punkt der Antragstellung 1996 nicht der Praxis auf internationalen Verkehrsflughäfen. Im Zuge der 

immer größer werdenden Marktanteile der sog. Low Cost Carrier setzte sich dieses Boarding-

Verfahren an großen Flughäfen aber in den letzten Jahren durch. Am Flughafen Hamburg wird 

dieses Prozedere seit dem Jahr 2016 erfolgreich praktiziert. In dem Marktsegment der Low Cost 

Carrier, die hauptsächlich innerdeutsche und innereuropäische Ziele bedienen, ist das Verfahren 

inzwischen an vielen Flughäfen etabliert und bei den entsprechenden Passagierkundengruppen 

auch akzeptiert.  

Nach Errichtung des Satelliten sollen hauptsächlich die sog. „Low Cost“-Verkehre über das Vorfeld 

2 abgefertigt werden, da das zugrunde gelegte Betriebskonzept, insbesondere die mit der Abferti-

gung einhergehende Busfahrt („Shuttle“), von diesen Zielgruppen angenommen wird. Dessen un-

geachtet bleibt die Abfertigung über Fluggastbrücken für die Zukunft des Flughafens sehr bedeut-

sam und wird auch weiterhin den Schwerpunkt der Flugzeugabfertigung bilden – nicht zuletzt des-

wegen werden die zusätzlichen Fluggastbrückenpositionen an der Rückseite der Pier Süd herge-

stellt; der Bedarf hierfür ist gegeben und wurde sehr ausführlich in den Antragsunterlagen für die 

                                                

8 Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 9.7.4.4, S. 9.7 – 2 



Antrag auf Änderung Planfeststellung VF2   - 12 - 

 

Plangenehmigung zur Umgestaltung Pier Süd dargelegt. Gleichwohl gibt es inzwischen einen Be-

darf, die Flughafeninfrastruktur auch auf die Anforderungen des preissensibleren Kundensegments 

auszurichten.  

Insofern stellt das „walk-in-walk-out“-Boarding ein zeitgemäßes Abfertigungsverfahren dar. Auf-

grund dieser Entwicklung, die zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht bekannt war, ist es aus Sicht 

der Vorhabenträgerin geboten, die „Shuttle Gates“ entsprechend dieser Kundenbedürfnisse umzu-

setzen. 

Neben dieser Änderung, die das Passagierabfertigungsverfahren betrifft, benötigt das jetzt zur 

Realisierung anstehende Gebäude für die „Shuttle Gates“ nicht die baulichen Dimensionen, die im 

Jahre der Antragstellung grob geschätzt und zugrunde gelegt worden sind. Der Planfeststellungs-

antrag ging für den Satelliten von einem zwei- bis dreigeschossigen Bau mit einer Bruttogrundflä-

che von etwa 25.000 m² aus.9 In der Systemdarstellung des mit den Antragsunterlagen eingereich-

ten Lageplans ist das Gebäude mit einer Länge von etwa 300 m und einer Breite von ca. 34 m 

eingezeichnet.10 Wie bereits unter Abschnitt 2.1 beschrieben und in Abbildung 9 ersichtlich, wird 

das nunmehr geplante Gebäude deutlich kleiner (ca. 235 m x 30 m), und es wird auch nicht flä-

chendeckend über mehrere Geschosse verfügen. Die Passagierabfertigung findet ausschließlich 

auf einer Ebene (Erdgeschoss) statt. Lediglich für Dienst- und Technikräume wird es ein Oberge-

schoss geben. In Summe ergibt sich eine Bruttogrundfläche von ca. 7.500 m². 

3.2 Räumliche Lage des Gebäudes 

Die Shuttle Gates weichen in ihrer geplanten Lage von dem „Fußabdruck“ des Satellitengebäudes 

ab. Zwar ist die exakte Lage in den Antragsunterlagen von 1996 nicht definiert sowie in dem beige-

legten Lageplan mit der Systemdarstellung des Gebäudes nicht vermaßt, dennoch ergibt bei dem 

Vergleich der Lagedaten eine Verschiebung der Gebäudekante in südlicher Richtung um etwa 

20 m (vgl. Abbildung 9).  

In den folgenden beiden Abschnitten wird dargelegt, weshalb diese für das Baugenehmigungsver-

fahren konkretisierte Lage der Shuttle Gates erforderlich ist, ohne wesentlich von den planfestge-

stellten Rahmenbedingungen für das Satellitengebäude abzuweichen. 

                                                

9 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 9.7.4.5, S. 9.7 - 3 
10 Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 9.7, Anlage 1 
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Abbildung 9: Lage Shuttle Gates im Vergleich zum Satellitengebäude 

3.2.1 Planfestgestellte Lage des Satellitengebäudes 

Wie bereits im vorherigen Abschnitt ausgeführt, geht der Planfeststellungsbeschluss von 1998 

davon aus, dass ab einer bestimmten Verkehrsmenge ein Abfertigungsgebäude auf dem Vorfeld 2 

erforderlich sein wird. Offen geblieben ist lediglich, welchen Anforderungen an die Passagier- und 

Flugzeugabfertigung das Gebäude in Zukunft genügen muss. Dementsprechend finden sich – im 

Gegensatz zu den anderen planfestgestellten Infrastrukturobjekten – keinerlei Baupläne in den 

Antragsunterlagen, sondern nur eine sog. Systemdarstellung, welche die grundsätzliche Lage und 

eine mögliche Dimensionierung des Gebäudes auf dem Vorfeld 2 beschreibt. 

In den Antragsunterlagen findet sich im Anhang zur Bedarfsbegründung eine „Untersuchung zur 

Optimierung der Flugzeugpositionierung und –Abfertigung auf einem Vorfeld 2 westlich des Kreu-

zungsbereiches der S/L-Bahnen 05/23 und 15/33“11, in der verschiedene Alternativen für die Aus-

richtung der Flugzeugpositionen sowie des Satellitengebäudes auf dem Vorfeld 2 untersucht wer-

den. Dabei wurden drei Varianten betrachtet und hinsichtlich betrieblicher, ökologischer, techni-

scher und wirtschaftlicher Aspekte sowie ihrer Verträglichkeit mit Hindernisfreiheit und Flugsiche-

rungsanlagen bewertet:12 

 Variante 1: in Reihe parallel zur S/L-Bahn 05/23 bzw. Rollbahn L  

 Variante 2: in Reihe parallel zur Rollbahn K 

 Variante 3: in Reihe parallel zur S/L-Bahn 15/33 bzw. Rollbahn X 

                                                

11 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 7, Anhang 3 
12 ebenda, Kapitel 3 und 4 
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Abbildung 10: Varianten zur Lage des Satellitengebäudes 

Die Bewertung ergab einen Ausschluss der Varianten 1 und 2. Ausschlaggebend hierfür waren die 

Gesamtzahl der Flugzeugpositionen unter Berücksichtigung der Hindernisfreiheit, die Einbindung 

in das übergeordnete Rollbahnsystem, Größe und Konfiguration für Geräteabstellung und die Mög-

lichkeit der stufenweisen Entwicklung bis zum Endausbau, günstige Ausrichtung zu den ILS-

Sendeanlagen, optimale Flächenausnutzung und die Anbindung aller Abfertigungspositionen an 

das Satellitengebäude.13    

Es finden sich mehrere Untervarianten zu dem konzeptionellen Ansatz der dritten Variante. Zum 

einen wird dabei deutlich, dass es keine exakte Dimensionierung des Gebäudes in den Untersu-

chungen gibt, da dies für die Entscheidungskriterien des „konzeptionellen Ansatzes“ für das Satelli-

tengebäude unerheblich war. So wird ausgeführt, dass „aufgrund der zwischen den Rollbahnen K 

und L vorgegebenen trapezförmigen Fläche [..] der Bau eines ca. 250 m langen und bis zu 40 m 

breiten Gebäudes in zwei Ebenen-Bauweise vorgeschlagen [wird].“14 In den Zeichnungen zur Sys-

temdarstellung beträgt das Gebäudemaß hingegen ca. 300 m x 34 m. Zum anderen wird in der 

Analyse der Grundsatzentscheidung für den Satelliten klar, dass die exakte Lage des Gebäudes 

ebenso wenig bedeutsam ist. So findet sich bspw. eine Untervariante, in der das Gebäude zwar in 

derselben Achse (parallel zur Runway 15/33) liegt, aber seine Lage auf dem Vorfeld 2 von dessen 

nördlichen bis zu dessen südlichen Rand reicht. Diese südliche Ausdehnung entspricht in etwa der 

heute geplanten Lage der Shuttle Gates (siehe Abbildung 11, linke Grafik). Zwar enthält diese grö-

ßere Version eine Flugzeugposition mehr als die letztlich beantragte Version. Allerdings finden sich 

keinerlei Ausschlussgründe, die in der Lage des Objektes am südlichen Rand des Vorfeldes 2 be-

gründet sind. 

                                                

13 ebenda, Kapitel 5.1 
14 ebenda, Kapitel 5.4, S. Anhang 3 - 15 
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Abbildung 11: Untervarianten des Satellitengebäudes 

In den Antragsunterlagen befindet sich im Anhang zum Kapitel 9.7 (Satellitengebäude) die bereits 

erwähnte Systemdarstellung, die planfestgestellt wurde.15 Bei dieser Systemdarstellung handelt es 

sich um einen nicht vermaßten Plan16, siehe Abbildung 12.  

 

Abbildung 12: Systemdarstellung Satellitengebäude aus Antrag PFV VF2 

Somit gibt es keine definierte und daher auch keine planfestgestellte exakte Größe und Abstände 

des Gebäudes zum nördlichen und südlichen Vorfeldrand. Für die damals beantragte luftrechtliche 

Zulassungsentscheidung des Vorhabens waren diese Kriterien unerheblich, weshalb auf eine kon-

                                                

15 Vgl. PFB VF2 (1998); Kapitel 1.1 Planfeststellung, 1.1.1 Einbezogene Unterlagen, S. 8f sowie 1.1.1.2 q) Plan-Nr. 

S097-00, S. 10 
16

 Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 9.7, Anlage 1 
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krete Festlegung verzichtet wurde. Lediglich die Achse des Gebäudes parallel zur Runway 15/33 

sowie die Lage zwischen den Flugzeugpositionsinseln auf Vorfeld 2. 

Dieser Logik folgend stellt aus Sicht der Vorhabenträgerin die nunmehr geplante Lage der „Shuttle 

Gates“, die 19,9 m südlich der Systemdarstellung endet, eine unwesentliche Änderung des plan-

festgestellten Vorhabens dar. 

3.2.2 Begründung der geplanten Lage der Shuttle Gates 

Das Betriebskonzept zum Zeitpunkt der Antragstellung sah vor, dass das gesamte Equipment für 

die Abfertigung der Flugzeugpositionen unterhalb des Sattelitengebäudes stationiert wird. Zusätz-

lich zu diesen Flächen sollten auch eine Gepäcksortierung, ein Bahnhof für ein PTS System, Bus-

Gates, sowie Dienst-, Einsatz, und Aufenthaltsräume Platz finden. Diese Funktionen lassen sich 

zum einen platztechnisch nicht unter einem solchen Gebäude unterbringen, zum anderen auch 

rein physisch nicht. Das Bodenabfertigungsequipment besteht überwiegend aus Sondergerät-

schaften, die unterschiedliche und nicht genormte Höhen haben, weshalb eine Abstellung unter-

halb einer Fluggastanlage nicht möglich ist. Zudem stellen die Geräte Brandlasten dar. 

Um einen reibungslosen Betrieb auf den Vorfeld 2 zu gewährleisten, müssen Bereitstellungs- und 

Abstellflächen für Bodenabfertigungsequipment vorgesehen werden. Während die Bereitstellungs-

flächen an den jeweiligen Flugzeugpositionen dargestellt werden können, müssen für die 14 Posi-

tionen insgesamt ca. 2.500 m² zentrale Abstellflächen eingeplant werden. Wie in der folgenden 

Abbildung 13 zu erkennen ist, wurden nicht ausreichend Flächen für die Bodenverkehrsdienste 

vorgesehen (links). Durch eine optimierte Länge und Lage des Gebäudes können nun die erforder-

lichen zentralen Abstellflächen für die Bodenverkehrsdienste gewährleistet werden (rechts) 

 

Abbildung 13: Lage der Shuttle Gates inkl. zentraler Abstellflächen für BVD-Geräte (rot) 

Durch die geplante Lage des Gebäudes ergeben sich die geforderten Flächen (2.500 m²) für die 

Abstellung des Bodenverkehrsdienst-Equipments sowie für Parkplätze der operativen Bereiche. 

Dies führt letztlich auch zu einer Reduzierung der Bodenverkehre (vgl. hierzu Abschnitt 3.3.2). 
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3.3 Verkehrliche Erschließung des Gebäudes  

Gemäß Planfeststellungsbeschluss 1998 bzw. in dem entsprechenden Antrag der Flughafen Ham-

burg GmbH ist die verkehrliche Erschließung für Passagiere und Gepäck über ein sog. PTS (Pas-

sagier-Transportsystem) vorgesehen, welches das Satellitengebäude auf dem Vorfeld 2 unterir-

disch mit den zentrale Fluggastanlagen17 verbindet. Zudem war für die Bodenverkehre zwischen 

Vorfeld 1 und Vorfeld 2 die Errichtung einer Verbindungsstraße mit Untertunnelung der Rollbahn K 

(hierbei handelt es sich um die damalige Bezeichnung; im Weiteren wird die aktuelle Bezeichnung 

„TWY G(olf)“ verwendet) vorgesehen.  

Dem jetzt gestellten Bauantrag zur Errichtung des Satelliten liegt folgendes Erschließungskonzept 

zugrunde: Die Shuttle Gates werden über die im Zuge der Realisierung der ersten Stufe des Vor-

habens gebaute Umlaufstraße erschlossen. Ein PTS sowie eine Untertunnelung des Rollwegs G 

sind nicht Bestandteil des geplanten Erschließungskonzepts (siehe Abbildung 14). Sie sind auch 

nicht erforderlich. 

 

Abbildung 14: planfestgestellte und aktuell geplante Erschließung VF2 

3.3.1 Planfestgestelltes Erschließungskonzept des Satellitengebäudes  

Für den Passagier- und Gepäcktransport war ein Passagier Transport System (PTS) vorgesehen, 

welches in einem Tunnel von den heutigen zentralen Fluggastanlagen zum Satellitengebäude füh-

ren sollte. Die Begründung für dieses System beruhte im Wesentlichen auf zwei Annahmen: zum 

einen, dass aufgrund der Verkehrsmengen eine schnelle und betrieblich machbare Beförderung 

                                                

17 Im Antrag von 1996 wurde der Startbahnhof in unmittelbarer Nähe zum damaligen „Terminal 2“ (das heutige T1) vor-

gesehen. Auf dieser Fläche befindet sich heute die Airport Plaza 
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von Passagieren und Gepäck aus logistischen Aspekten nur über ein PTS möglich und zudem 

kostengünstiger sei.18 Zum anderen wurden qualitative Aspekte angeführt – grundsätzlich sei ein 

Bus-Shuttle über die Verbindungsstraße möglich; Fahrten, die länger als 5 Minuten dauerten, sei-

en aber unakzeptabel lang und würden als unangenehm empfunden19; zudem stuften die Passa-

giere eine Fahrt mit dem Bus als „deutlich geringerwertig“ ein.20  

Diese Annahmen finden in Antragsunterlagen von 1996 aber keine nachhaltige Begründung. So ist 

weder eine Wirtschaftlichkeitsrechnung, noch eine Kostenschätzung für das PTS hinterlegt. Aus-

wertungen über Kundenbefragungen bzw. Studien über Passagierbedürfnisse werden nicht ange-

führt. Ob diese Argumente aus damaliger Sicht zutreffend waren, ist für die heutige Bewertung und 

Planung der Erschließung unerheblich.  

Aus heutiger Sicht, 22 Jahre nach Einreichung des Antrags, ist festzustellen, dass ein Bustransfer 

– ebenso wie walk-in-walk-out-Gates – den Kundenbedürfnissen durchaus entspricht. Gerade im 

Low Cost-Verkehr sowie generell im preissensitiven Markt des Kurz- und Mittelstreckenverkehrs ist 

passagierseitig vollkommen akzeptiert, bei günstigen Flugtickets Busfahrten und längere Strecken 

auf dem Flughafen in Kauf zu nehmen. Die Fahrzeit mit dem Shuttle-Bus beträgt mit etwa 8 Minu-

ten (vgl. Abschnitt 2.3.1) nur 3 Minuten mehr als die geplante Fahrzeit mit dem PTS.21  

Darüber hinaus ist das Argument des wirtschaftlich günstigeren Betriebs mittels PTS gegenüber 

einer Bodenverkehrsanbindung über die Umlaufstraße nicht zu halten. Einerseits sind tiefbauliche 

Projekte grundsätzlich mit erheblichen Kostenrisiken versehen. Aus vergleichbaren Projekten der 

letzten fünf Jahre können anhand von Kostenkennwerten Grobkosten für die Errichtung eines 

Tunnelbauwerks auf dem Flughafengelände abgeschätzt werden. Andererseits ist der Bau eines 

Haltebahnhofs unterhalb des heutigen Terminal 1 sowie der Airport Plaza technisch nahezu un-

möglich, bzw. nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand und bergmännischen Verfahren aus dem 

Spezialtiefbau realisierbar. Hinzu kämen die Kosten für den Passagier- und einen Wartungsbahn-

hof unterhalb des Vorfeldes 2, das Transportsystem selbst sowie betriebliche Einschränkungen 

sowie Interimslösungen, die Kosten verursachen. Allein die  Realisierung des PTS (ohne Satelli-

tengebäude) würde mindestens 150 Mio. EUR erfordern. Demgegenüber steht ein Projektvolumen 

für den Bau der Shuttle Gates in Höhe von ca. 30 Mio. EUR bei Erschließung durch Shuttlebusse 

über die Betriebsstraße. Angesichts dieser Kostenunterschiede ist eine Realisierung des PTS nicht 

verhältnismäßig e.  

Für die Verkehrsanbindung aller Betriebs- und Servicedienste (einschließlich der Querungen durch 

den BVD für Geräte und Personal) war die Verbindungsstraße zwischen Vorfeld 1 und Vorfeld 2 

inkl. einer Untertunnelung des TWY G angedacht. Die Untertunnelung sollte dabei die Entzerrung 

                                                

18 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 7, Anhang 3, S. Anhang 3 - 14 
19 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 7.3.8, S. 7 – 34 
20 ebenda; S. 7 – 35  
21 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 7.3.8, S. 7 - 35 
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des Kreuzungsbereiches TWY G ermöglichen, da seinerzeit angenommen wurde, dass die Anzahl 

der Fahrzeugverkehre derart ansteigen wird, sodass eine Querung des TWY G einer flüssigen 

Betriebsabwicklung und –Durchführung entgegen stehen würde.22 Auch zu diesem Aspekt fehlt ein 

rechnerischer Nachweis. 

Bezugnehmend auf die in der Planfeststellung beschriebenen Aspekte, sollen im Folgenden die 

angedachte verkehrliche Erschließung den geplanten Shuttlebusgates beschrieben werden und 

auf die einzelnen Aspekte des Planfeststellungsbeschlusses eingegangen werden. 

3.3.2 Ermittlung des maximalen Bodenverkehrsaufkommens 

Die Erschließung des Vorfeldes 2 soll für alle Verkehrsarten, d.h. Passagiertransfer, Gepäcktrans-

port, Bodenabfertigung und -Service, über die bestehende Umlaufstraße erfolgen (vgl. hierzu Ab-

bildung 3). Mit der Realisierung der Shuttle Gates nimmt die Anzahl der Bodenverkehre durch Be-

triebs- und Servicedienste ab. Auch das belegt, dass eine Erschließung über die sog. Umlaufstra-

ße zweckmäßig ist.  

In diesem Abschnitt wird ein Vergleich der derzeit theoretisch möglichen maximalen Bodenver-

kehrsmengen, die ohne eine Realisierung der Shuttle Gates auf den  Flugzeugpositionen auf dem 

Vorfeld 2 Ost abgewickelt werden könnten, mit den maximalen Bodenverkehrsmengen, die beim 

Betrieb der Shuttle Gates – ceteris paribus – anfallen würden, gerechnet. Es sei an dieser Stelle 

ausdrücklich betont, dass diese Berechnung auf der Annahme einer maximal möglichen Auslas-

tung des Vorfeldes 2 basiert und es sich somit um eine hypothetische Betrachtung handelt, die 

keine Grundlage für einen praktischen Betrieb darstellt. Das Ergebnis dieser Rechnung zeigt, dass 

mit der Realisierung der Shuttle Gates eine Entlastung im Hinblick auf die Anzahl der erforderli-

chen Bodenverkehre vom Vorfeld 1 in Richtung Vorfeld 2 (und vice versa) eintreten wird. 

Das Vorfeld 2 Ost verfügt über 14 Abfertigungspositionen, die zeitgleich mit einem Flugzeug der 

Kategorie Code C belegt werden können. Einige der Positionen sind zwar auch für Luftfahrzeuge 

der ICAO-Kategorie Code E zugelassen, allerdings werden Abfertigungen von Passagierflugzeu-

gen dieser Größe dort aktuell nicht durchgeführt, da die Positionen für diese Flugzeuggröße auf 

Vorfeld 1 derzeit und zukünftig dafür ausreichen und dort betrieblich deutlich weniger aufwendig 

abgefertigt werden können als auf dem Vorfeld 2.  

Die Abfertigung eines Luftfahrzeugs (Lfz) der Kategorie Code C dauert im Durchschnitt etwa 30 

Minuten. Zusammen mit einem Dispositionspuffer von 15 Minuten pro Abfertigung ist jede Position 

für eine Zeit von 45 Minuten pro Turnaround belegt. Innerhalb der Betriebszeit des Flughafens 

Hamburg von 06:00lt bis 23:00lt können also auf jeder Flugzeugposition maximal 22 LFZ abgefer-

tigt werden. Unter Berücksichtigung aller 14 Code-C- Positionen, die sowohl vor als auch nach 

                                                

22 Vgl. Antrag PFV VF2 (1996), Kapitel 7.3.4, S. 7 – 25ff  
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dem Bau der Shuttlegates auf Vorfeld 2 Ost vorhanden sind, berechnet sich damit eine Maxi-

malanzahl von 308 Flugzeugabfertigungen pro Betriebstag auf Vorfeld 2 Ost. 

Zusammengefasst ergeben sich folgende Betriebsdaten für Vorfeld 2: 

 Betriebszeit: 17h (06:00lt – 23:00lt) 

 Dauer pro Abfertigung: 0,75h 

 Maximale Anzahl Abfertigungen pro Position pro Betriebstag: 22 

 Anzahl Positionen: 14 

 Maximale Anzahl Abfertigungen auf Vorfeld 2 Ost pro Betriebstag: 308 

In Abbildung 15 finden sich alle Abfertigungsfahrzeuge der Bodenverkehrsdienste sowie deren 

durchschnittliche Anzahl, die für den Turnaround eines Lfz der Kategorie Code C benötigt wird.23 In 

der Spalte „Bewegungen über TWY G“ wurde auf dieser Grundlage die Anzahl an Fahrzeugbewe-

gungen berechnet, die pro Abfertigung die Rollgasse G kreuzen.24  

 

Abbildung 15: max. Anzahl Querungen TWY G ohne Shuttle Gates  

In Abbildung 16 finden sich die entsprechenden Zahlen für die Fahrzeugbewegungen, wenn die 

Shuttle Gates in Betrieb sind. Die wesentliche Änderung ergibt sich durch das Konzept des Shut-

tle-Busverkehrs, mit dem die Passagiere nicht mehr mit kleinen Bussen ereignisbezogen zum Vor-

                                                

23 Ist die angegebene Zahl kleiner als 1, so benötigt nicht jedes Flugzeug bei seiner Abfertigung diese Funktion. Dies ist 

zum Beispiel beim Wasser- und Abwasserfahrzeug der Fall, besonders bei Kurzstrecken werden die entsprechenden 
Tanks nicht bei jedem Turnaround befüllt bzw. entleert. 
24 In der Regel ist dies eine Verdopplung von Spalte 2, da die meisten Fahrzeuge die Rollgasse pro Abfertigung zweimal 

überqueren, nämlich auf dem Hinweg zu und auf dem Rückweg vom Vorfeld 2. Im Falle der Tank- und der Enteisungs-
fahrzeuge allerdings können mehrere Flugzeuge mit einer Tankladung abgefertigt werden, somit reduzieren sich die 
Fahrten dieser Fahrzeuge über TWY G im Hinblick auf die Anzahl der Fahrzeuge deutlich. 
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feld 2 gebracht werden, sondern mit einem regelmäßigen Shuttle aus Gelenkbussen mit hoher 

Kapazität, der von allen Passagieren der 14 dortigen Flugzeugpositionen genutzt wird. Somit redu-

ziert sich die Anzahl der erforderlichen Busfahrten deutlich. Durch dieses Konzept gibt es außer-

dem keine Leerfahrten von Bussen mehr, da jeder Bus, der abfliegende Passagiere zum Vorfeld 2 

bringt, auch ankommende Passagiere wieder mit zu den zentralen Fluggastanlagen zurück nimmt. 

Beim ereignisbezogenen Busbetrieb ist dies nicht möglich. Dieses Konzept gilt auch für den PRM-

Service und für das Gepäck – auch für diese Funktionen werden Shuttleverkehre eingerichtet, 

wodurch sich ebenfalls Leerfahrten vermeiden lassen. 

Erst durch dieses Shuttle-Konzept wird der Einsatz von Gelenkbussen ermöglicht. Solche Busse 

sind am Flughafen Hamburg nicht für eine „Remote“-Abfertigung eines Luftfahrzeugs geeignet, da 

sie aufgrund ihrer Größe und der erforderlichen Wenderadien sehr viel Platz benötigen, der auf 

einer standardmäßigen Code-C-Abfertigungsposition nicht gegeben ist. Zudem sind die bereits 

bestehenden Bus-Gates in der Fluggastpier nicht für die Anfahrt von Bussen dieser Größenord-

nung ausgelegt. Durch die bauliche Anpassung der heutigen A-Gates (vgl. 2.3.1) wird die Anfahrt 

für Gelenkbusse ermöglicht, wodurch in diesem Bereich Gates für die Passagierabfertigung entfal-

len. Des Weiteren können aufgrund der konstanten Auslastung von Vorfeld 2 einige Fahrzeug-

gruppen der Bodenverkehrsdienste zukünftig dauerhaft auf Vorfeld 2 abgestellt und ihre Nutzung 

auf die dortigen Abfertigungen beschränkt werden, wodurch deren Fahrzeugbewegungen von und 

in Richtung Vorfeld 1 wegfallen. Dies betrifft vor allem die GPUs, Förderbänder, Highloader und 

Flugzeugschlepper. 

 

Abbildung 16: max. Anzahl Querungen TWY G mit Shuttle Gates 

In Abbildung 16 sind mit einem Sternchen alle Fahrzeuggruppen markiert, bei denen sich durch 

den Bau der Shuttle Gates Änderungen im Fahrzeugverkehr ergeben. Eine besonders starke 

Auswirkung auf die maximale Anzahl der Fahrzeugbewegungen über TWY G hat, wie bereits be-
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schrieben, die Einrichtung des Shuttle-Busverkehrs. Dadurch lässt sich die Anzahl der Busfahrten 

pro Abfertigung von 12 auf 2,5 reduzieren. Aber auch andere Abfertigungsfunktionen haben einen 

merklichen Anteil an der Verringerung des maximalen Fahrzeugverkehrs zum Vorfeld 2. Insgesamt 

halbiert sich die Anzahl der Querungen der Taxilane G(olf) durch Bodenverkehre aufgrund der 

geänderten Betriebsabläufe auf dem Vorfeld 2 im Vergleich zur heutigen Situation.  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass zum einen die Zuführungen und Abführungen 

von Passagieren und Gepäck zentral und koordiniert erfolgen werden – eine direkte Zuführung 

z.B. mit einzelnen Busverkehren an die jeweils einzelnen Luftfahrzeuge wird nicht mehr erforder-

lich sein. Zum anderen wird auch das für die Abfertigung erforderliche Gerät der Bodenverkehrs-

dienstleister zu großen Teilen unmittelbar vor Ort im Umfeld des neuen Shuttle Gates dauerhaft 

stationiert werden, sodass kontinuierlich wiederkehrende Zu- und Abfahrten an das Terminal un-

terbleiben können. Im Ergebnis zeigt die Berechnung, dass der Betrieb des Vorfeldes 2 mit den 

Shuttle Gates zu einer deutlichen Reduzierung – nahezu in etwa zu einer Halbierung – der Boden-

verkehre gegenüber einer Abfertigung ohne Shuttle Gates im „remote-Positionsmodus“ führt.  

3.3.3 Geplante Erschließung der Shuttle Gates  

Wie in Abbildung 3 und Abbildung 14 dargestellt, erfolgt die verkehrliche Anbindung der Shuttle 

Gates über die sog. Umlaufstraße, welche das Vorfeld 4 (Apron 4) sowie die Taxilane G(olf) über-

quert (siehe auch Abbildung 17).   

 

Abbildung 17: geplante Erschließung Shuttle Gates 

Das Vorfeld 4 wurde in der Vergangenheit im Regelbetrieb durch die beiden TWYs W und V mit 

dem angeschlossenen Rollfeld verbunden. Mit Beginn der grundhaften Erneuerung des Vorfeldes 

1 im März 2016 wurde der TWY W, sowie das östliche Vorfeld 4 für den Luftverkehr gesperrt. Hin-

tergrund war und ist die vermehrte Abfertigung auf dem Vorfeld 2, begründet durch die baubeding-

te Sperrung mehrerer Abfertigungspositionen auf dem Vorfeld 1 sowie durch das stetige Ver-

kehrswachstum der letzten Jahre. Für die größere Anzahl an Abfertigungen auf dem Vorfeld 2 
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musste gewährleistet werden, dass der Fahrzeugverkehr möglichst wenig gestört wird und flüssig 

das Vorfeld 4 passiert. Durch die Sperrung der östlichen Vorfeldbereiches sowie des TWY W 

konnte eine übersichtliche Situation für alle Verkehrsteilnehmer und die Piloten geschaffen wer-

den. Es finden keine Ab- oder Aufrollvorgänge mehr im Bereich der Umlaufstraße statt, und Luft-

fahrzeuge können nicht mehr im östlichen Bereich zur Flugvorbereitung abgestellt werden. 

Dadurch wird es für den Bodenverkehr auf dem Vorfeld 4 zu keinen Wartezeiten kommen. Die 

Umlaufstraße kreuzt das Vorfeld 4 in dem Bereich der – wie der TWY W - bereits gesperrt ist.  

Die Querung der Taxilane G(olf) durch die Umlaufstraße als Erschließung der Shuttle Gates auf 

dem Vorfeld 2 erfüllt die folgenden Bedingungen:  

a) grundsätzliche dauerhafte Erreichbarkeit des Vorfeldes 2 bzw. des Gebäudes im Hinblick 

auf die notwendige Kreuzung der Taxilane Golf,  

b) die Zahl der langfristig notwendigen Verkehre zur operationellen Andienung der Shuttle Ga-

tes behindert die Abwicklung des Rollverkehrs nicht. 

Aus den ersten Gesprächen zwischen der Deutschen Flugsicherung (Hamburg) und der Flughafen 

Hamburg GmbH zur Vorbesprechung des Vorhabens lassen sich aktuell folgende Schlussfolge-

rungen ziehen: 

zu a):  

Sowohl die Deutsche Flugsicherung als auch Flughafen Hamburg GmbH teilen den Standpunkt, 

dass eine grundsätzliche Erreichbarkeit der Shuttle Gates auf Vorfeld 2 über eine Kreuzung der 

Taxilane G(olf) gegeben ist. Schon heute finden regelmäßig Querungen statt.  

zu b):  

Sowohl die Deutsche Flugsicherung als auch die Flughafen Hamburg GmbH sind darüber hin-

aus der Auffassung, dass sich die Errichtung der Shuttle Gates positiv auf die Zahl der zu er-

wartenden kreuzenden Verkehre auswirken wird, da die Anzahl aufgrund der Konzentrierung 

und Bündelung gegenüber einer reinen „remote“-Abfertigung deutlich zurückgehen wird (vgl. 

3.3.2). Im Hinblick auf die Kreuzungsverkehre stellt die Errichtung der Shuttle Gates aus der 

Sicht der Deutsche Flugsicherung und der Flughafen Hamburg GmbH eine Optimierung der 

Bestandssituation dar. 

3.3.4 Erschließung während der Bauphase 

Es ist vorgesehen, das Baufeld für die Errichtung der Shuttle Gates aus dem sensiblen Luftsicher-

heitsbereich herauszulösen. Dies bringt erhebliche Vorteile in der Baulogistik. Hierzu wurde ein 

Sicherheitskonzept erarbeitet, für das bereits eine Zustimmung der Luftsicherheitsbehörde vorliegt 

(Zustimmung vom 01.09.2017; Antrag auf Genehmigung vom 27.06.2017). Das Konzept sieht im 

Hinblick auf die Erreichbarkeit des Baufeldes im Wesentlichen vor, dass alle Baustellenverkehre 
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über das sog. Tor 4 mit Begleitung eines Security-Fahrzeugs über das Apron 4 und die Rollgasse 

G(olf) zum Baufeld auf dem Vorfeld 2 geschleust werden (vgl. Abbildung 18). 

 

Abbildung 18: Erschließung des Baufeldes 

Spezifische Risiken bei der Erreichbarkeit von Baufeldern auf bzw. im Umfeld von Verkehrsflächen 

auf Flughäfen entstehen insbesondere durch entweder mangelnde Ortskenntnis der einzelnen 

Fahrer und/oder durch entstehende Konfliktsituation zwischen dem rollenden Baustellenverkehr 

und dem rollenden Luftverkehr. Dabei sind hauptsächlich Fragestellungen der richtigen Einschät-

zung von Geschwindigkeiten, Wegerechten und notwendigen Abständen relevant. Diese Frage-

stellungen erhalten angesichts der Anzahl von Baustellenfahrzeugen, involvierten Mitarbeitern und 

des Erfordernisses einer kontinuierlichen und vertieften Information bzw. Ausbildung dieser Perso-

nenkreise kritische Relevanz. 

Ungeachtet der laufenden grundsätzlichen Informationskampagnen des Flughafens und der spezi-

fischen Information für Baufirmen und deren Mitarbeiter im Kontext der jeweiligen Baustelle hat 

gerade die sichere Gewährleistung einer Koordination zwischen Baustellenverkehr und rollenden 

Luftverkehr erhebliche Relevanz für den Flughafen Hamburg als Auftraggeber. Da dieses Thema 

besonders für die geplante Errichtung der Shuttle Gates auf dem Vorfeld 2 einschlägig ist, wurden 

ganz spezifische und gezielte Sicherungsmaßnahmen geplant und vorbereitet. 
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Im Hinblick auf den Kreuzungsvorgang von Taxilane G(olf) für die Baufahrzeuge und sonstige bau-

lich bedingte Zufahrten werden folgende Sicherungsmaßnahmen durch die Flughafen Hamburg 

GmbH umgesetzt: 

 Sämtliche Baufahrzeuge werden mit entsprechenden Lotsenfahrzeugen von Tor 4 über Golf 

bis an das Baufeld herangeführt. Bei Erreichen des Baufeldes erfolgt eine Übergabe an den 

dortigen Mitarbeiter der Unternehmenssicherheit. 

 Das gleiche Verfahren findet in umgekehrter Reihenfolge Anwendung, wenn Baufahrzeuge 

das Baufeld verlassen müssen; auch hier erfolgt eine Führung durch die genannten Lotsen-

fahrzeuge. 

 Das Verbringen der Baufahrzeuge erfolgt für das jeweilige einzelne Fahrzeug; insbesondere 

wird dadurch vermieden, dass größeren Verbände an Fahrzeugen die Querung beginnen 

und Teile eines solchen Verbandes gegebenenfalls Konfliktsituationen zum rollenden Ver-

kehr von Luftfahrzeuge erzeugen. Sollten Kleinkolonnen geschleust werden müssen, wird 

am Ende einer solchen Kolonne ein entsprechendes Lotsenfahrzeug die Sicherung über-

nehmen. 

 Die Fahrer der Lotsenfahrzeuge werden entsprechend geschult/informiert, um eine hinrei-

chende Vertrautheit mit der Wegeführung und eine Sensibilisierung im Hinblick auf die 

Schnittstelle zum rollenden Luftverkehr zu erreichen. 

 Im unmittelbaren Bereich der Querung der Taxilane Golf wird durch eine entsprechende 

dauerhaft besetzte Beobachtungs-/Schaltstelle sowie eine von dort gesteuerte und dauerhaft 

betriebene Baustellenampel die Querung durch (Bau)Fahrzeuge abgesichert. 

 Spezifisch eingewiesene und ausgebildete Mitarbeiter der Unternehmenssicherheit werden 

hier die unmittelbare Sperrung für eine Querung durch Rot-Schaltung der auf Dauer-Grün 

gesetzten Querungsampel erteilen, dieses Verfahren gilt in beide Richtungen. 

 Bei schlechten Sichtbedingungen (CATII/III-Betrieb) wird ein FollowMe-Fahrzeug die Ampel-

schaltung übernehmen, um den Kontakt zu beiden Frequenzen, d.h. Apron und Tower, an 

der Ampel sicherzustellen und gemäß Informationslage zu schalten. 

 

Diese bereits in der Vergangenheit an dieser Stelle aber auch an anderen ähnlichen Baustellen 

Zugängen erfolgreich eingesetzten Sicherungsverfahren haben sich bewährt. Die Abläufe sind 

bekannt und werden auch durch entsprechende Informationen bei den beteiligten Bauunterneh-

men kontinuierlich vermittelt. 

Dadurch kann mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass es 

beim Queren bzw. beim Zugang zum Baufeld zu kritischen Konflikten mit dem rollenden Verkehr 

von Luftfahrzeugen kommt. 
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Die Verfahren werden kontinuierlich überprüft, um gegebenenfalls weitere Optimierungsmöglich-

keiten zu identifizieren; die Ausbildung bzw. Information der eingesetzten Lotsen und „Ampelwarte“ 

wird hinsichtlich der in Inhalte und Umsetzung mit dem örtlichen Safety-Management abgestimmt.  
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4. Auswirkungen der Änderungen  

Wie vorstehend ausgeführt, ist die konkrete Ausgestaltung und Lage des Satellitengebäudes im 

Planfeststellungsbeschluss vom 26.5.1998 nicht festgestellt. Die angenommene Verschiebung des 

Gebäudes um ca. 20 m nach Süden bei gleichzeitiger Verringerung der angenommenen Maße der 

Grundfläche haben keinerlei Auswirkungen, die über die der damaligen Planungsentscheidung 

zugrundeliegenden hinausgehen. Es ergeben sich insbesondere keine Änderungen der Umwelt-

auswirkungen. Lage und Anzahl der Flugzeugpositionen ändert sich nicht. Bei den Anpassungen 

der Lage und Dimensionierung des Satelliten handelt es sich um eine unwesentliche Änderung im 

Sinne von § 74 Abs. 7 HVwVfG. Insbesondere ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erfor-

derlich. Mit der unwesentlichen Änderung sind keine neuen oder erheblich veränderten Umwelt-

auswirkungen gegenüber der Planfeststellung verbunden. Das Vorhaben wird auf bereits versie-

gelten Flächen des Vorfelds 2 durchgeführt, die bau- und betriebsbedingten Auswirkungen wurden 

im Planfeststellungsbeschluss 1998 geprüft und die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen 

abschließend festgesetzt. Zusätzliche Beeinträchtigungen sind ausgeschlossen. Das gilt auch für 

die Erschließung durch den Busse.  

4.1 Anlage- und baubedingte Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden die Auswirkungen der veränderten Lage des Gebäudes im Hinblick auf die 

gemäß § 2 Abs. 1 UVPG definierten Schutzgüter beschrieben: 

 Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit: 

Diese Schutzgüter werden durch die Maßnahme nicht beeinträchtigt. Durch das Vorhaben 

wird weder die Distanz der Abstellpositionen und Rollwege zur nächstgelegenen Wohnbe-

bauung verändert, noch ergeben sich zusätzliche Lärm- oder Schadstoffemissionen.  

Im Planfeststellungbeschluss vom 26.5.1998 ist festgehalten, dass im Hinblick auf Luft-

schadstoffe „die Summe aller Immissionen [..] zumutbar [ist] und [..] keine Gefahr für die 

Gesundheit dar[stellt].“25 Auch bezüglich des Fluglärms kommt die Planfeststellung zum 

Ergebnis, dass „die Fluglärmveränderungen [..] jedenfalls unter Berücksichtigung der 

Schutzanordnungen zum Gesundheitsschutz angesichts der Vorbelastung und der öffentli-

chen Interessen zumutbar [sind].“26 

Die maßgeblichen Emittenten, nämlich die Flugzeuge auf dem Vorfeld 2, bleiben in ihrer 

Art, Lage und Anzahl unverändert zum planfestgestellten Zustand. Zudem ist die Ver-

kehrsmenge an gewerblichen Flugbewegungen, welche den Untersuchungen der Umwelt-

                                                

25 PFB VF2 (1998), Kapitel 2.3.6, S. 191 
26 PFB VF2 (1998), Kapitel 2.3.5.2, S. 118 
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auswirkungen und den im Zuge des damaligen Planfeststellungsverfahrens erteilten Aufla-

gen zugrunde lag, bei weitem noch nicht erreicht. 

 

 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt: 

Diese Schutzgüter wurden im Zuge der Planfeststellung 1998 betrachtet, und es wurde für 

einen entsprechenden Ausgleich gesorgt. Durch die nunmehr beantragte veränderte Lage 

des Gebäudes ergeben sich keinerlei Auswirkungen auf die Schutzgüter „Tier, Pflanzen 

und biologische Vielfalt“, da sich das Gebäude gänzlich auf bereits versiegelten und flugbe-

triebliche genutzten Flächen des Vorfeldes 2 befindet. 

  

 Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft: 

Durch das beantragte Vorhaben werden keine zusätzlichen Flächen in Anspruch genom-

men. Dementsprechend finden auf keine zusätzlichen Bodenversiegelungen oder andere 

Beeinträchtigungen dieses Schutzgutes statt. Das Schutzgut Wasser ist ebenfalls nicht be-

troffen, da die Oberflächenentwässerung über die bereits vorhandenen Regenwassernetze 

erfolgen wird. Wie bereits im Abschnitt zum Schutzgut „Menschen“ dargelegt, ergibt sich 

durch die Verschiebung des Gebäudes keine Veränderung der Anzahl und Lage der Emit-

tenten – aus diesem Grund ergeben sich keinerlei Veränderungen auf die Schutzgüter Luft 

und Klima.       

 

 kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter: 

Auswirkungen auf historisch, architektonisch oder archäologisch bedeutende Stätten und 

Bauwerke und auf Kulturlandschaften sind nicht erkennbar. Bereits im Zuge der Planfest-

stellung des Vorfeldes 2 waren diese Schutzgüter auf der Fläche des Vorfeldes nicht betrof-

fen.27 

 

 Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern: 

Bereits im Zuge der Planfeststellung des Vorfeldes 2 wurden keine Wechselwirkungen er-

kannt, „die über das hinausgehen, was bei den einzelnen Schutzgütern beschrieben 

wird.“28  

                                                

27 Vgl. PFB VF2 (1998), Kapitel 2.3.8.10, S. 240 
28 PFB VF2 (1998), Kapitel 2.3.8.11, S. 240 
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4.2 Betriebliche Auswirkungen 

Aus der Sicht des Antragstellers ergeben sich durch das beantragte Vorhaben keinerlei Verände-

rungen an den laufenden und genehmigten betrieblichen Verfahren oder sonstige flugbetrieblich 

relevante operationelle Veränderungen.  

Die für die Erschließung des Busterminals bzw. der damit verbundenen Flugzeugpositionen not-

wendigen Bodenverkehre von Bussen, Gepäcksdienstleistern oder anderen Bodenverkehrsdienst-

leistern insbesondere in der Querung der Rollgasse G(olf) werden nicht zu betrieblich relevanten 

Veränderungen führen. Der Betrieb der Shuttle Gates wird die notwendigen Fahrten zum Vorfeld 2 

gegenüber einer Nutzung der Positionen ohne Abfertigungsgebäude deutlich verringern. 

Diese Auffassung wird von folgenden wesentlichen Gesichtspunkten getragen:  

 Bereits heute sind die mit dem Busterminal verbundenen Positionen in vollumfänglichem 

Maße genehmigt und operational genutzt. Die für diese operationelle Nutzung notwendigen 

Bodenverkehre laufen bereits über die Querung der Rollgasse G(olf). Das Vorhaben selbst 

löst insofern nicht unmittelbar relevante Veränderungen oder Erhöhungen von Bodenver-

kehren aus – im Gegenteil.   

 Abgesehen davon ist die Querung einer Rollgasse oder aber auch eines Rollweges durch 

Bodenverkehre eine gängige und an allen internationalen Verkehrsflughäfen täglich statt-

findende Routine.  

 Das Vorhaben ist auch durch keine entsprechende (z.B. infrastrukturelle) Vorgabe der eu-

ropäischen Agentur für Flugsicherheit beeinträchtigt bzw. eine nicht konforme Umsetzung 

einzelner Zulassungsspezifikationen beabsichtigt. 

 Aus Sicht der Vorhabenträgerin führt die Versorgung der Positionen über die Shuttle Gates 

eher zu einer besseren und in Summe sogar sichereren Versorgung als im gegenwärtigen 

genehmigten Zustand. In diesem würde die Versorgung einer jeden einzelnen Position über 

entsprechende Passagierbusse und Gepäckwagen notwendig sein, die zwingenderweise 

immer in die laufenden Abfertigungsvorgänge an den einzelnen Positionen einfahren müss-

ten, um zum Beispiel den Zugang der Passagiere in das Luftfahrzeug zu ermöglichen.  

 

Ungeachtet dessen wird die Flughafen Hamburg GmbH in direkter Abstimmung mit der Deutschen 

Flugsicherung auch im Hinblick auf die im Bereich des geplanten Vorhabens vorhandene Zustän-

digkeitsgrenze detaillierte Abstimmungen suchen, um sicherzustellen, dass unter allen Gesichts-

punkten und auch unter Berücksichtigung eventueller Hinweise der lokalen Niederlassung der 

Deutschen Flugsicherung ein sicherer Flugbetrieb nach Umsetzung des Vorhabens in jedem Falle 

gewährleistet sein wird. Diese entsprechenden Schritte sind routinemäßig wiederkehrende Aufga-

ben eines Flughafenbetreibers.   
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Für die luftrechtliche Bewertung der geänderten Lage der Shuttle Gates gegenüber der Sys-

temdarstellung im Planfeststellungsbeschluss vom 26.5.1998 sind die Veränderungen aus Sicht 

der Vorhabenträgerin nicht erheblich bzw. bewertungsrelevant.  
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1  Verfügender Teil 

1.1  Tenor  

Der von der Vorhabensträgerin vorgelegte Antrag auf Änderung des Planfeststellungsbe-

schlusses vom 26.05.1998, mit dem die Erweiterung des Vorfelds 2 zugelassen worden war, 

wird gemäß § 76 Abs. 1 i. V. m. § 74 Abs. 6 Hamburgisches Verwaltungsverfahrensgesetz 

(HmbVwVfG) genehmigt.  

1.1.1 Gegenstand der Plangenehmigung und somit rechtsverbindlich festgestellte Unterlage: 

Antrag der Vorhabensträgerin vom 15.05.2018, hier eingegangen am 18.05.2018 

1.1.2 Darüber hinaus in die Entscheidung einbezogene Unterlagen: 

• Lageplan Shuttle Gates (1:500) 

• Ansichten Shuttle Gates ( 1:100) 

• Grundriss Erdgeschoss (1:200) 

• Sicherheitsbewertung zur Querung der Rollgasse G am Flughafen Hamburg, Firma 

Aviacert GmbH (Hendrik Schorcht, Dr. Michael Miller), Pappelallee 78/79,10437 Berlin, 

vom 25.09.2018 (im Folgenden: SiBe Rollgasse G) 

• Signaturtechnisches Gutachten/Radargutachten für das durch Auflagen der Deutschen 

Flugsicherung GmbH betroffene Projekt Shuttle Gates am Verkehrsflughafen Ham-

burg, von Airbus Defence and Space GmbH, Airbus-Allee 1, 28199 Bremen, vom 

25.04.2018 

 

1.2 Nebenbestimmungen 

1.2.1 Die Kreuzung der Rollgasse G mit der Betriebsstraße ist während der Bauzeit und auch 

nach Inbetriebnahme des Shuttle Gates durch eine Ampel zu sichern. Die Vorhabens-

trägerin hat zu gewährleisten, dass die Ampel nur durch eingewiesene Ampelwärter 

bedient wird. 

1.2.2 Während der Bauzeit hat die Vorhabensträgerin die Kreuzung der Rollgasse G mit der 

Betriebsstraße so zu regeln, wie es die geltende Betriebsabsprache zwischen der Vor-

habensträgerin und der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS), Niederlassung Ham-

burg zum Zeitpunkt der Erteilung dieser Plangenehmigung vorsieht (Betriebsabspra-

che vom 01.08.2016, geändert am 04.05.2017). 

1.2.3 Spätestens drei Monate vor Inbetriebnahme des Shuttle Gates hat die Vorhabensträ-

gerin der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI) – Luftverkehrsreferat 
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im Rahmen einer Anzeige ein Betriebskonzept vorzulegen, welches die dauerhafte Si-

cherung der Querung der Rollgasse darstellt und den in der Sicherheitsbewertung zu 

diesem Thema erarbeiteten Ergebnissen umfassend Rechnung trägt („Sicherheitsbe-

wertung zur Querung der Rollgasse G am Flughafen Hamburg“ vom 25.09.2018 (SiBe 

Rollgasse G)).“  

1.2.4 Die Anordnung weiterer Nebenbestimmungen bleibt vorbehalten. 

 

 

 

2  Begründung 

2.1  Gegenstand des Änderungsantrags 

Mit Schreiben vom 16.05.2018, hier eingegangen am 18.05.2018, hat die Vorhabensträgerin 

den Antrag auf Änderung des Planfeststellungsbeschlusses vom 26.05.1998 (im Folgenden: 

PFB 1998) zur Errichtung des Vorfeldes 2 gestellt. Die mit dem PFB 1998 zugelassenen bau-

lichen Veränderungen waren in drei Ausbaustufen beantragt worden. Im Zusammenhang mit 

dem vorliegenden Verfahren sind folgende Vorhabendetails von Interesse: 

In der ersten Ausbaustufe sollten als Entlastung für das Vorfeld 1 zunächst elf Abfertigungs-

positionen auf dem Vorfeld 2 angelegt werden. Die Verbindung zwischen den Vorfeldern sollte 

zunächst über eine neu zu errichtende Verbindungsstraße geschaffen werden, über die die 

Passagiere für eine Übergangszeit mit Bussen zu ihrem jeweiligen Flugzeug gebracht werden 

sollten. Mit der zweiten Ausbaustufe war u.a. eine Aufstockung auf 14 Abfertigungspositionen 

verbunden. Die dritte Ausbaustufe sah die Anlegung eines sog. Satellitengebäudes vor, das 

zum einen mit Warteräumen, Fluggastbrücken und Service-Einrichtungen für Passagiere und 

Personal ausgestattet werden sollte. Zum anderen war der Satellit als Endpunkt für ein unter-

irdisches Personentransportsystem (PTS) geplant. Dieses sollte die Verbindung zum Termi-

nalkomplex herstellen und den Bustransfer zum Vorfeld 2 ablösen. Eine detaillierte Planung 

behielt der PFB 1998 dem später durchzuführenden baugenehmigungsrechtlichen Verfahren 

vor. Lediglich ungefähre Lage und ungefähres Bauvolumen des Satelliten und der zu ihm füh-

renden unterirdischen Verbindung waren im Antrag zum PFB 1998 enthalten.  

Aufsetzend auf den Festsetzungen im PFB 1998 beantragt die Vorhabensträgerin mit dem 

vorliegenden Antrag folgende luftverkehrsrechtlich relevante Änderungen: 

• Abweichend vom PFB 1998 soll es keine Fluggastbrücken (sog. Finger) geben, son-

dern ebenerdige sog. Walk-In/Walk-Out-(WiWo-)Gates.  
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• Auf die unterirdische Verbindung durch das PTS wird verzichtet, stattdessen wird das 

Abfertigungsgebäude dauerhaft mit vergrößerten Bussen im Shuttledienst angefahren.  

Die Maße und die Lage des Busshuttle Gates sind vom PFB 1998 gedeckt.1 Die Planfeststel-

lungsbehörde hatte die bauliche Konkretisierung des Gebäudes dem Baugenehmigungsver-

fahren überlassen. Die Shuttle Gates bleiben im Hinblick auf seine Abmessungen und die 

Bruttogeschossfläche hinter den (Rahmen-)Angaben in den genehmigten Planunterlagen zu-

rück. Auch die genaue Lage der Shuttle Gates wurde nicht planfestgestellt. In den Planunter-

lagen befinden sich keine Baupläne, sondern nur eine sog Systemdarstellung2, die nicht ver-

maßt ist und die nur die grundsätzliche Lage und Dimensionierung des Gebäudes  beschreibt. 

Vorgegeben war lediglich, dass das Gebäude „zwischen den beiden östlichen Reihen von 

Flugzeugpositionen errichtet werden“ soll.3 Die nicht planfestgestellte Bedarfsbegründung sah 

drei Varianten vor.4 Den Vorzug erhielt Variante 3 (Shuttlegebäude parallel zur Piste 15/33). 

Es gab drei Untervarianten, deren erste vorsah, dass das Gebäude vom südlichen bis zum 

nördlichen Rand des Vorfeldes 2 errichtet werden sollte. Eine Entscheidung für eine dieser 

(Unter-)Varianten fand im PFB 1998 nicht statt. 

Die Vorhabensträgerin geht davon aus, dass das neue Abfertigungsgebäude „eine voraus-

sichtlich begrenzte Nutzungsdauer“ habe, die jedoch „nicht „der technisch möglichen“ entspre-

che.  

2.2 Verfahrensgang 

Mit Antrag vom 15.05.2018 hat die Vorhabensträgerin den Antrag auf Änderung des PFB 1998 

gestellt. Die Plangenehmigungsbehörde beteiligte daraufhin die DFS. In ihrem Schreiben vom 

01.06.2018 ging die DFS sowohl auf hindernisrechtliche Fragen, insbesondere zur möglichen 

Sichtbehinderung durch das geplante Gebäude, als auch auf die Querung der Rollgasse G zur 

Erreichung des neuen Gebäudes ein. Sie forderte die Vorlage einer gemeinsamen Sicher-

heitsbewertung von DFS und Vorhabensträgerin, da die Menge des Kreuzungsverkehrs mit 

der verstärkten Nutzung des Vorfelds 2 weiter zunehmen werde. 

In einer Besprechung am 18.07.2018 stellte die Vorhabensträgerin die wichtigsten Ergebnisse 

der Sicherheitsbewertung vor. Am 27.09.2018 stellte die Vorhabensträgerin der Plangenehmi-

gungsbehörde die abschließende Sicherheitsbewertung zur Verfügung. Daraus ergibt sich, 

                                                
1 Siehe dazu im Detail den Antrag der Vorhabensträgerin vom 16.05.2018, S. 13 ff. 

2 Kapitel 9 Band 1, Anlage 1. 

3 Kapitel 9 Band 7, Punkt 9.7.4.1, S. 9.7-1. 

4 Kapitel 7 Anhang 3, Punkte 3 und 4. 
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dass die im Antrag angenommene Zahl von maximal 6.930 Fahrzeugquerungen der Rollgasse 

G pro Tag nicht realisierbar ist, sondern sich unter Berücksichtigung der erforderlichen Que-

rungsdauer auf 4.410 Fahrzeuge prognostizieren lässt.5 Damit die Kraftfahrzeugführer heran-

rollende Luftfahrzeuge hinreichend frühzeitig erkennen, schlägt die mit der DFS abgestimmte 

Sicherheitsbewertung vor, dass eine Ampelanlage im Kreuzungsbereich installiert wird. 

2.3  Formelle Rechtmäßigkeit 

2.3.1 Verfahren nach § 76 Abs. 1 HmbVwVfG 

Es liegt eine Planänderung vor Fertigstellung des im Jahre 1998 planfestgestellten Vorhabens 

vor (§ 76 Abs. 1 HmbVwVfG). Wie bereits erwähnt, soll mit der Errichtung der Shuttle Gates 

die dritte Ausbaustufe des PFB 1998 umgesetzt werden, wenn auch in geänderter Form. Mit 

der Umsetzung des PFB 1998 ist bestimmungsgemäß begonnen worden. Die ersten Ausbau-

stufen sind in Betrieb genommen worden. Gleichzeitig ist zu keinem Zeitpunkt ausdrücklich 

oder konkludent erklärt worden, dass die weitere Umsetzung endgültig aufgegeben worden 

ist. Im Hinblick auf das aktuelle Verfahren kommt hinzu, dass der Bau des damals als Satellit 

bezeichneten Abfertigungsgebäudes ohnehin als dritte Ausbaustufe an das Ende der Maß-

nahmen gesetzt worden war. 

2.3.2 Änderung durch Plangenehmigung 

Gemäß § 76 Abs. 1 HmbVwVfG ist grundsätzlich ein neues Planfeststellungsverfahren durch-

zuführen. Vorliegend sind jedoch die Voraussetzungen gegeben, um nach § 74 Abs. 6 

HmbVwVfG anstelle eines PFB eine Plangenehmigung zu erlassen.  

Durch die Planänderungen werden keine Rechte anderer wesentlich beeinträchtigt. Insbeson-

dere werden keine Lärmbetroffenheiten erzeugt oder verstärkt. Schon die Auswirkungen des 

planfestgestellten Vorhabens beschränken sich auf das Flughafengelände. Die zu erwartende 

Verlagerung von Rollbewegungen vom Vorfeld 1 auf das Vorfeld 2 folgt nicht unmittelbar aus 

der Errichtung der Shuttle Gates, sondern der zulässigen Abfertigung von Luftfahrzeugen auf 

dem Vorfeld 2, die sich in näherer Zukunft verstärken werden.  

Mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche berührt werden, ist das Beneh-

men hergestellt (vgl. dazu insbesondere auch Ziffer 2.5.2 dieser Plangenehmigung).  

                                                
5 SiBe Rollgasee G, S. 11, 19, 30. 
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Darüber hinaus ist keine Öffentlichkeitsbeteiligung erforderlich. Insbesondere bedurfte es kei-

ner Umweltverträglichkeitsprüfung nach §§ 4 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVPG). Eine solche hatte bereits im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens statt-

gefunden. Es ist nicht ersichtlich, dass mit den vorgelegten Planänderungen zusätzliche er-

hebliche nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen verbunden sind, 

§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 UVPG.  

2.4  Planrechtfertigung 

Das Vorhaben besitzt auch die erforderliche Planrechtfertigung. Mit Hilfe dieser ungeschrie-

benen Voraussetzung für jede Fachplanung wird sichergestellt, dass dem verfassungsrechtli-

chen Prinzip der Verhältnismäßigkeit Genüge getan und nur eine solche Maßnahme zugelas-

sen wird, für die ein Bedarf besteht. Diese Maßnahme muss also im Lichte des jeweiligen 

Fachplanungsrechts erforderlich sein, wofür es nach der ständigen Rechtsprechung des Bun-

desverwaltungsgerichts ausreicht, dass sie vor dem Hintergrund der Ziele des LuftVG vernünf-

tigerweise geboten ist. 6 

An der Rechtfertigung des beantragten Vorhabens besteht unter diesem Blickwinkel kein Zwei-

fel. Dabei ist zunächst zu berücksichtigen, dass der Bedarf für die Errichtung des Shuttle Ga-

tes, für seine ungefähren Ausmaße und Lage bereits im PFB 1998 bejaht wurde. Hinsichtlich 

dieser Beurteilung hat sich durch den vorliegenden (Präzisierungs-)Antrag der Vorhabensträ-

gerin nichts geändert. 

Die beantragten Änderungen an der dem PFB 1998 zugrunde liegenden Planung sind eben-

falls gerechtfertigt. Die Gestaltung des Abfertigungsgebäudes mit sog. Walk-In/Walk-Out-Ga-

tes sowie der Verzicht auf die unterirdische Anbindung an die vorhandenen Terminals sind 

angesichts der gegenüber den 1990er Jahren veränderten Reisegewohnheiten nachvollzieh-

bar und von den Zielen des Luftverkehrsgesetzes gedeckt. Für komfortable, aber sehr kosten-

intensive Fluggasteinrichtungen besteht seit dem Erfolg der Low Cost Airlines, für die die Shut-

tle Gates hauptsächlich vorgesehen sind, kein ausreichender Bedarf mehr.7 

2.5 Fachplanerische Abwägung 

Der zu genehmigende Plan entspricht dem Gebot einer gerechten Abwägung zwischen dem 

mit dem Vorhaben verfolgten Ziel und allen berührten Belangen. Er bewegt sich innerhalb des 

durch den PFB 1998 gesteckten Regelungsrahmens. Unter Einbeziehung der Stellungnahme 

                                                
6 Std. Rspr., BVerwG, Urteil vom 07.07.1978, IV C 79.76 (juris); Urteil vom 11.07.2001, 11 C 14/00 (ju-
ris). 

7 Siehe dazu im Detail den Antrag der Vorhabensträgerin vom 16.05.2018, S. 11 f. 
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der hier allein betroffenen DFS als Trägerin öffentlicher Belange ist die Plangenehmigungsbe-

hörde zu dem Ergebnis gelangt, dass die von dem Vorhaben berührten Belange nicht in einem 

Maße beeinträchtigt werden, dass ihr Schutz gegenüber dem Vorhabenziel als vorrangig an-

zusehen wäre. 

2.5.1 Planungsvarianten 

Ort und Dimensionierung des zu errichtenden Gebäudes wurden bereits durch den PFB 1998 

dem Rahmen nach vorgegeben. Der vorliegende Änderungsantrag bewegt sich insoweit in-

nerhalb dieses planungsrechtlichen Rahmens, siehe Ziffer 2.1 dieser Plangenehmigung. 

Im Hinblick auf die Errichtung des Gebäudes nach den Angaben im vorliegenden Antrag der 

Vorhabensträgerin (insb. Einrichtung sog. Walk-In/Walk-Out-Gates, Verzicht auf das sog. 

PTS) sind keine vorzugswürdigen Planungsvarianten ersichtlich (siehe auch Ziffer 2.4 dieser 

Plangenehmigung). 

2.5.2  Belange von Flugbetrieb, Luftsicherheit und Flugsicherung 

Der Verzicht auf die Fluggastbrücken zugunsten sog. Walk-In/Walk-Out-Gates begegnet kei-

nen flugbetrieblichen Bedenken. Die Vorhabensträgerin hat detailliert dargelegt, dass sie ge-

eignete Vorkehrungen treffen wird, um sowohl innerhalb als auch außerhalb des Gebäudes 

sicherzustellen, dass jeder Passagier nur in das für seinen Flug vorgesehene Flugzeug gelan-

gen und keine anderen Orte erreichen kann.  

Mit der DFS, die hier als einzige Trägerin öffentlicher Belange zu berücksichtigen war, wurde 

das erforderliche Benehmen hergestellt.  

Insbesondere gibt es auch keine Bedenken gegen die Planung, auf die planfestgestellte Un-

tertunnelung der jetzigen Rollgasse sowie auf das unterirdische PTS zu verzichten. Da mit 

dem PFB 1998 eine dauerhafte Errichtung des Shuttle Gates zugelassen wurde, kann dahin 

gestellt bleiben, ob die Shuttle Gates auf Dauer bestehen bleiben werden und ob sich die mit 

der Schaffung eines PTS verbundenen Kosten wirtschaftlich rechtfertigen ließen. Entschei-

dend ist vielmehr, dass die Querung der Rollgasse G kein Sicherheitsrisiko darstellt. Durch die 

unter Ziffer 1.2 dieser Plangenehmigung verfügten Auflagen wird von vornherein wird sicher-

gestellt, dass eventuelle spezifische Risiken bei der betrieblichen Umsetzung ausreichend be-

rücksichtigt wurden. Die Vorhabensträgerin hat darüber hinaus zugesagt, dass sie sich ohne 

Einschränkungen den Empfehlungen der SiBe Rollgasse G unterwirft und ggf. sogar darüber 

hinausgehen wird. 
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Da das Gebäude für die Passagierabfertigung als solches bereits planfestgestellt wurde und 

das jetzt vorgesehene Volumen das planfestgestellte jedenfalls nicht übersteigt, bedarf es in-

soweit keiner erneuten Entscheidung. Es werden keine neuen Fragestellungen gegenüber 

dem planfestgestellten Vorhaben ausgelöst, so dass die insoweit getroffenen Entscheidungen 

und Nebenbestimmungen des PFB 1998 fortgelten. Die Gewährleistung der Hindernisfreiheit, 

der Sicht auf die Flugbetriebsflächen vom Tower aus sowie die störungsfreie Funktion der 

Flugsicherungseinrichtungen wurden im PFB 1998 dem nachfolgenden Baugenehmigungs-

verfahren überlassen. Die mit dem vorliegenden Antrag der Vorhabensträgerin beantragten 

Änderungen wurden von der DFS im Ergebnis allesamt für unkritisch gehalten. 

3.  Kosten 

Die Entscheidung ist kostenpflichtig nach § 2 Abs. 1 LuftKostV i. V. m. der Anlage Ziffer V.9.a). 

Die Höhe der Gebühren wird durch einen gesonderten Bescheid festgesetzt. 

1.4 Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diese Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage 

beim Oberverwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, erhoben wer-

den.  

Die Anfechtungsklage hat gemäß § 10 Abs. 4 S. 1 LuftVG keine aufschiebende Wirkung. Der 

Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage kann nur innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe der Plangenehmigung beim zuvor genannten Gericht gestellt 

und begründet werden. 

 

Hamburg, den 09.11.2018 
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BEHÖRDE FÜR WIRTSCHAFT, VERKEHR UND INNOVATION 
Amt Verkehr und Straßenwesen 
Referat Luftverkehr 

Dr. Olaf Pawlitzki 
12.03.2019 

232. FLSK-Sitzung am 30. November 2018

Stellungnahme zu TOP 1 (Beschluss zu TOP 2 und 3 der 228. FLSK-Sitzung) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Die FLSK hatte am 1. Dezember 2017 empfohlen, die sog. Verspätungsregelung zu ändern. 
Es wurde vorgeschlagen, die folgende Formulierung ins Luftfahrthandbuch aufzunehmen: 

„Für Landungen im planmäßigen Fluglinien- und regelmäßigen Pauschalreise-

verkehr, deren planmäßige Ankunftszeit vor 2200 (2100) liegt, sind Landungen 

bei nachweisbar unvermeidbaren Verspätungen bis 2230 (2130) zulässig. Die 

Gründe für die einzelnen Verspätungen der Flüge nach 2200 (2100) sind der 

Fluglärmschutzbeauftragten von den Luftfahrtunternehmen spätestens am fünf-

ten auf die Verspätung folgenden Werktag schriftlich darzulegen und glaubhaft 

zu machen. 

(Die angegeben Zeiten sind `UTC-Zeiten´)“ 

1.) Geltende Betriebsgenehmigung des Flughafens 

Die geltende Betriebsgenehmigung sieht vor, dass der Flughafen ganztägig angeflogen 
werden kann und ganztägig betriebsbereit sein muss. Für die Nachtstunden gelten 
Betriebsbeschränkungen: 

Planmäßiger Flugbetrieb findet am Hamburg Airport zwischen 6 und 23 Uhr statt. Für 
die Zeit von 23 bis 24 Uhr sieht die Betriebsgenehmigung die sog. 
Verspätungsregelung vor. Bestimmte Flüge sind auch in der Zeit von 24 bis 6 Uhr 
zulässig, namentlich für Luftfahrzeuge, die aus Sicherheitsgründen den Flughafen als 
Ausweich- oder Notflughafen benutzen oder die sich im Katastrophen-, medizinischen 
Hilfeleistungs-, Such-, Rettungs- oder dringenden polizeilichen Einsatz befinden. 

Weitere Ausnahmen von den Nachtflugbeschränkungen kann die 
Fluglärmschutzbeauftragte im Einzelfall zulassen. 

2.) Keine Einschränkung der Verspätungsregelung 

Die Genehmigungsbehörde ist zu dem Ergebnis gelangt, dass sie eine Einschränkung 
der Verspätungsregelung und damit der Betriebsgenehmigung der FHG nicht ohne 
einen entsprechenden Antrag der FHG anordnen kann. Um die Verspätungsregelung 

FLSK-Drs. 03/19
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von Amts wegen zu ändern, müssen die Voraussetzungen für eine teilweise Rücknah-
me oder einen teilweisen Widerruf der Betriebsgenehmigung erfüllt sein. Das ist nicht 
der Fall, wie sich insbesondere aus den folgenden Erwägungen ergibt: 

a) Rücknahme der Betriebsgenehmigung in Bezug auf die Verspätungsregelung 

Die Rücknahme ist in § 48 Abs. 1 S. 1 Luftverkehrs-Zulassungsordnung (LuftVZO) und in § 
48 Abs. 1 Hmb. Verwaltungsverfahrensgesetz (HmbVwVfG) geregelt. Sie setzt voraus, dass 
die Regelung der Betriebs- und Verspätungszeiten im Zeitpunkt ihrer Erteilung rechtswidrig 
war. Es bestehen aber keine begründeten Zweifel, dass die Verspätungsregelung insoweit 
Rechtsfehler aufwies, die bei fristgerechter Anfechtung zur Aufhebung geführt hätten. 

Die Verspätungsregelung verstieß unter anderem nicht gegen die Bestimmungen des Luft-
verkehrsgesetzes (LuftVG), nach denen der Schutz vor Fluglärm – gerade zur Nachtzeit – 
bei der Erteilung der Betriebsgenehmigung angemessen berücksichtigt werden muss (§ 6 
Abs. 2 S. 1, § 29 Abs. 1 LuftVG).  

Ob die Betriebszeiten der Nachtruhe ausreichend Rechnung tragen, hat die FLSK in ihrer 
225. Sitzung diskutiert. Dabei wurde Bezug genommen auf Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts zum Frankfurter Flughafen (vgl. FLSK-Drs. 03/17).1 Das Gericht hatte 
für den Frankfurter Flughafen festgehalten, dass für die Nachtstunden ein Konzept bestehen 
müsse, bei dem der Verkehr zum Kern der Nacht hin abnehmen müsse. Das könne man nur 
dann anders handhaben, wenn sachliche Gründe einen bestimmten Verkehrsbedarf in dieser 
Zeit rechtfertigen. Wie in der genannten Drucksache beschrieben, lassen sich die Vorgaben 
des Bundesverwaltungsgerichts nicht auf Hamburg übertragen. Selbst wenn man diese 
strengen Anforderungen auf Hamburg überträgt, muss man feststellen, dass sie für die Zeit 
zwischen 23 und 24 Uhr befolgt werden. Denn zum einen sind in Hamburg konkrete Sach-
gründe gegeben, die einen Flugbetrieb auch in den Tages- und Nachtrandstunden erforder-
lich machen.2 Zum anderen ist zwischen 23 und 24 Uhr ein planmäßiger Flugbetrieb gerade 
nicht mehr zulässig. Der Verkehr nimmt im Vergleich zum Verkehr, der in den vorausgegan-
genen Stunden abgewickelt wird, deutlich ab.  

Auch sind keine anderen Fehler erkennbar, die dazu führen, dass die Verspätungsregelung 
in der vorgeschlagenen Weise zurückgenommen werden kann. 

b) Widerruf der Betriebsgenehmigung in Bezug auf die Verspätungsregelung 

Dasselbe gilt für den Widerruf (§ 48 Abs. 1 S. 2 LuftVZO, § 6 Abs. 2 S. 4 LuftVG, § 49 Abs. 1 
HmbVwVfG). Um die Betriebsgenehmigung teilweise widerrufen zu können, müssen die Vo-
raussetzungen für die Verspätungsregelung nachträglich (und nicht nur vorübergehend) ent-
fallen sein. 

Auch das ist zu verneinen. Insbesondere hat die Verspätungsregelung als solche nicht zu 
einer grundrechtlich relevanten Gesundheitsbeeinträchtigung der Bevölkerung geführt. Laut 
Rechtsprechung kommt es insoweit darauf an, ob sich die betrieblichen Gegebenheiten, die 
rechtlichen Rahmenbedingungen oder die wissenschaftliche Beurteilung der nachteiligen 

                                                
1 Urteile vom 04.04.2012, Az. 4 C 8/09 und vom 13.10.2011, Az. 4 A 2001/10 m. weiteren Nachwei-
sen. 
2 Siehe dazu im Detail FLSK-Drs. 03/17. 



3 

Auswirkungen von Flugverkehr auf gesundheitliche Belange so verändert haben, dass die 
Schwelle zur grundrechtsrelevanten Gesundheitsbeeinträchtigung überschritten wurde.3 
Maßgeblich sei dabei die Zumutbarkeit der Lärmsituation im Inneren von Gebäuden, weil es 
um den Schutz des Ruhebedürfnisses in der Nachtzeit gehe.4  

Von diesen Maßstäben ausgehend ist festzustellen, dass um den Hamburger Flughafen 
auch in der Nachtzeit keine unzumutbaren und damit grundrechtsrelevanten Lärmbelastun-
gen auftreten (können). Die Verspätungsregelung wurde zwar in den vergangenen Jahren in 
zunehmendem Maße genutzt. Auch gab es neue Studien im Bereich der Lärmwirkungsfor-
schung, wie die von 2011 bis 2014 durchgeführte NORAH-Studie oder die „Evaluierung der 
Forschung zur Wirkung von Fluglärm auf den Menschen“ der Berliner Charité aus dem Jahr 
2017. Der hinreichende Schutz vor einer Gesundheitsbeeinträchtigung wird jedoch am Ham-
burger Flughafen durch eine Kombination von aktivem Lärmschutz und passivem Lärm-
schutz gemäß den Vorgaben des Fluglärmgesetzes erreicht. Diese Schutzvorkehrungen 
gewährleisten, dass im Innenbereich der Gebäude die Schwelle zu einer grundrechtsverlet-
zende Lärmsituation nicht überschritten wird.  

Zu den Maßnahmen des aktiven Lärmschutzes zählen etwa lärmmindernde An- und Abflug-
verfahren, die Nachtflugbeschränkungen sowie die Förderung und der zunehmende Einsatz 
leiserer Triebwerke. Daneben investiert die FHG – teils aufgrund gesetzlicher Verpflichtung, 
teils freiwillig – in Maßnahmen des passiven Schallschutzes. Auf der Grundlage des Flug-
lärmschutzgesetzes (FluLärmG) läuft von 2012 bis 2022 das 9. gesetzliche Lärmschutzpro-
gramm. Das Instrumentarium des FluLärmG ist auch laut der Rechtsprechung geeignet, dro-
hende Gesundheitsgefahren abzuwenden.5 Die Einbeziehung neuerer Erkenntnisse (z.B. 
aus der Lärmwirkungsforschung) wird dadurch gewährleistet, dass das FluLärmG regelhaft 
vom Gesetzgeber evaluiert werden muss. Losgelöst von den gesetzlichen Verpflichtungen 
hat die FHG von sich aus bereits mehrere Lärmschutzprogramme für Gebiete initiiert, die 
außerhalb der nach dem FluLärmG ausgewiesenen Lärmschutzzonen liegen. 

Diese Schutzvorkehrungen gewährleisten, dass im Innenbereich der Gebäude die Schwelle 
zu einer grundrechtsverletzende Lärmsituation nicht überschritten wird. 

Die Betriebsgenehmigung der FHG kann also auch nicht in Teilen widerrufen werden. 

3.) Zusammenfassung 

Nach alledem ist die Genehmigungsbehörde zu dem Ergebnis gelangt, dass sie die Empfeh-
lung der FLSK nicht umsetzen kann, die in der Betriebsgenehmigung der FHG verankerte 
Verspätungsregelung durch eine behördliche Rücknahme- oder Widerrufsentscheidung zu 
verändern.  

Um den Fluglärm und die Zahl der Verspätungen zu senken, müssen daher andere Mittel 
zum Zug kommen. Dazu zählen die Maßnahmen des sog. 16-Punkte-Plans, über deren 
Durchführung der Senat der Bürgerschaft in regelmäßigen Abständen berichtet.6 Darüber 
hinaus prüfen Senat und FHG derzeit weitere Maßnahmen, die die Bürgerschaft aufgrund 
der Befassung mit der „Volkspetition für eine konsequente Nachtruhe am Hamburger Flugha-

                                                
3 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 22.03.2017, Az. 20 D 30/14.AK. 
4 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 22.03.2017, Az. 20 D 30/14.AK. 
5 VGH Hessen, Beschluss vom 11.07.2017, Az. 9 C 1497/12.T. 
6 Siehe Bürgerschaftsdrucksachen 21/4209 sowie 21/10688. 
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fen“ für erforderlich hält. Zahlreiche Punkte dieses Maßnahmenkatalogs werden bereits jetzt 
umgesetzt. Beispielsweise ist klar zu erkennen, dass die Gründe für die Flugverspätungen 
ausgesprochen vielschichtig sind und nicht an einem einzelnen Flughafenstandort gelöst 
werden können. Daher fand auf Initiative des Ersten Bürgermeister am 5. Oktober 2018 der 
Luftverkehrsgipfel in Hamburg statt, an dem wichtige Akteure der Luftfahrt die aktuellen Her-
ausforderungen analysiert haben. Es wurden konkrete Schritte vereinbart, um die Ver-
spätungssituation nachhaltig zu verbessern. Am 28. März 2019 wird ein weiteres Treffen 
dieser Art stattfinden, bei dem u.a. über den Umsetzungsstand und die Wirksamkeit der 
Maßnahmen beraten wird. 
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